




Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,

gleich zwei Kommissionen diskutierten in den 

vergangenen Monaten über Atommüll. Die vom 

Bundestag 2014 eingesetzte Atommüll-Kom-

mission sollte Kriterien entwickeln und ein Ver-

fahren vorschlagen, wie ein Lagerplatz für die 

strahlenden Hinterlassenschaften der Atomkraft 

gefunden und wie die Öffentlichkeit an diesem 

Verfahren beteiligt werden kann. Und die Ende 

2015 von Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 

eingerufene Atom-Finanz-Kommission sollte die 

milliardenschweren Rückstellungen der Atom-

konzerne unter die Lupe nehmen und einen 

Vorschlag machen, wie diese so gesichert und 

ausgestaltet werden können, dass am Ende auch 

tatsächlich genügend Geld zur Verfügung steht, 

um den Abriss der AKW und die jahrtausendelan-

ge Lagerung des Atommülls zu bezahlen. 

Die Atom-Finanz-Kommission stellte ihren 

Vorschlag am 27. April vor. Das viel zitierte Ver-

ursacherprinzip soll demnach beim Atommüll 

nicht mehr gelten. Zwar haben die Atomkonzer-

ne Milliarden mit ihren AKW verdient und allein 

in den vergangenen fünf Jahren noch einen 

zweistelligen Milliardenbetrag als Dividende an 

ihre AktionärInnen ausgeschüttet. Die Kosten 

für die Lagerung ihres Atommülls aber sollen 

sie nun – so jedenfalls der Vorschlag der Atom-

Finanz-Kommission – zum größten Teil auf die 

Allgemeinheit abwälzen dürfen. Diese soll auch 

alle Kostensteigerungen übernehmen. Selbst 

die Abrisskosten der AKW könnten am Ende an 

den SteuerzahlerInnen hängenbleiben, wenn 

die Regierung das halbherzige Nachhaftungsge-

setz, das bisher nur im Entwurf vorliegt, nicht 

nachbessert und endlich durch den Bundestag 

bringt. 

Umso wichtiger ist es jetzt, den AKW-Be-

treibern nicht auch noch Milliarden an Steuern 

zu erlassen und so die weitere Produktion von 

Atommüll zu subventionieren. Die Brennele-

mente-Steuer muss über 2016 hinaus erhoben 

werden. Da ist die große Koalition gefordert 

– und wir müssen ihnen dafür gehörig auf die 

Füße steigen. 

Auch die Atommüll-Kommission geht nach 

zwei Jahren ihrem Ende zu. Diesen Sommer will 

sie ihren Bericht vorlegen. Inhaltlich ist der 

mehr als mau. Er wird keine entscheidenden Än-

derungen am Such-Verfahren vorschlagen; da-

mit dürfte es zu großen Teilen bei dem bleiben, 

was bisher im Endlagersuchgesetz steht. Wel-

che geologischen Such-Kriterien die Kommissi-

on vorschlagen wird, ist noch nicht bekannt. 

Eine transparente, wissenschaftliche Debatte 

darüber hat es nicht gegeben. Eine echte Be-

teiligung der Öffentlichkeit ist nicht in Sicht. 

Dass mit diesem Verfahren, vor fünf Jahren als 

„Neustart“ bei der Suche nach einem Atommüll-

lager gepriesen, der jahrzehntelange Atommüll-

Konflikt gelöst werden kann, glauben nicht mal 

die Kommissionsmitglieder selbst.

Armin Simon

und das ganze .ausgestrahlt-Team

Der Müll bleibt
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AKW Gundremmingen komplett überflüssig
Die als besonders gefährlich geltenden Siedewasserreaktoren Gundremmingen B und C könnten bei-

de vom Netz gehen, ohne dass die Versorgungssicherheit in Bayern und Süddeutschland gefährdet 

wäre. Das belegt – nach der .ausgestrahlt-Studie zum Sofortausstieg von 2015 – nun auch eine 

Kurzstudie im Auftrag der Fraktion der Grünen im bayerischen Landtag. Diese fordern, beide Reak-

toren sofort stillzulegen – laut dem derzeitigen Atomgesetz darf Block B bis Ende 2017 und Block C 

bis Ende 2021 in Betrieb bleiben. ReaktorsicherheitsexpertInnen kritisieren, dass das Notkühl-

system beider Blöcke nicht den geltenden Anforderungen entspreche. Auch die Erdbebensicherheit 

des Kraftwerks ist nicht nachgewiesen. Die Abklingbecken mit vielen Tausend abgebrannten Brenn-

elementen liegen außerhalb des Sicherheitsbehälters. 

Anti-Atom-Meldungen

Beinahe-Katastrophe 

in Fessenheim
Kern-Temperatur außer Kontrolle, Steuerstäbe blockiert – 

erst jetzt wurde öffentlich, was am 9. April 2014 im fran-

zösischen AKW Fessenheim unweit von Freiburg tatsäch-

lich los war: Die Reaktorschnellabschaltung versagte, 

mehrere Minuten lang fuhr die Mannschaft das Kraftwerk 

im Blindflug. Die Kraftwerksleitung richtete einen Krisen-

stab ein, schließlich ordnete sie die Not-Borierung des Re-

aktors an, um die Kettenreaktion zu stoppen – ein bislang 

einmaliger Vorgang. Die Situation, urteilen Experten, war 

deutlich dramatischer als offiziell eingeräumt. Trotzdem 

soll der Meiler weiter am Netz bleiben, und zwar auf unbe-

stimmte Zeit: Bis der in Bau befindliche Reaktor vom Typ 

EPR in Flamanville ans Netz geht. Das aber kann noch lan-

ge dauern. Geschäftsbeziehungen mit dem Risiko-Reaktor 

unterhält auch der quasi-staatliche baden-württembergi-

sche Stromkonzern EnBW: Er muss 17,5 % der Investitions- 

und Betriebskosten tragen und erhält dafür 17,5  % des 

Stroms, den er seit einigen Jahren auf dem Papier gegen 

Strom aus anderen Kraftwerken in Deutschland tauscht. 

Kontrollen nur vorgetäuscht
Mindestens zwei Dutzend Mal haben Mit-

arbeiterInnen im AKW Philippsburg  II bei  

Sicherheitsprüfungen getrickst. Sie be-

scheinigten etwa Geräten die ordnungs-

gemäße Funktion, obwohl sie diese in 

Wirklichkeit gar nicht geprüft hatten. Auch 

im (bereits abgeschalteten) AKW Biblis 

pfuschten die PrüferInnen. Ob noch wei-

tere AKW betroffen sind oder bei noch 

mehr Prüfungen getrickst wurde, war bis 

Redaktionsschluss nicht bekannt. Dass Si-

cherheitsvorschriften im AKW Philippsburg 

missachtet werden, ist nicht das erste Mal. 

Bisher glaubte die Atomaufsicht allerdings 

stets wieder den Beteuerungen von EnBW, 

dass derlei nicht mehr vorkommen werde.  
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Mitmachen

Party in Gorleben

Damit vor lauter Kultur auf der „Kulturel-

len Landpartie“ im Wendland (5.–16. Mai) 

der Protest gegen den Atommüll nicht zu 

kurz kommt, packen am Pfingstfreitag, 
den 13. Mai, die meisten AusstellerInnen 

ihre Sachen ein und laden gemeinsam mit 

der BI Lüchow-Dannenberg zu einer großen  

„Widerstandspartie“ in den Gorlebener Wald. 

Rings um die Atomanlagen wird es dort wie 

letztes Jahr eine bunte Mischung aus Kultur 

und Politik geben, Spaß und kraftvolle De-

monstration zugleich – Gorleben soll leben! 

.ausgestrahlt zeigt die Ausstellung „Fuku-

shima, Tschernobyl und wir“, am Infostand 

ist Zeit für einen Schnack – am 13.5. im 

Gorlebener Wald und die anderen Tage in 

Salderatzen. Die Austellung ist parallel auch 

in Klein Witzeetze zu sehen. 

www.kulturelle-landpartie.de/orte/
gorleben-kulturelle-widerstandspartie.html
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28,5 Kilogramm Plutonium und Uran aus 

dem Kernforschungszentrum Karlsruhe 

(heute: KIT) und dem europäischen Insti-

tut für Transurane rollen Ende Januar per 

Lkw nach Nordenham, wo sie auf ein Schiff 

in Richtung USA verfrachtet werden. Auch 

die Schweiz nutzt die Gelegenheit, Pluto-

nium loszuwerden: 20 Kilo schickt sie mit, 

die seit den 1960er-Jahren in Würenlingen 

lagerten. Das war die Zeit, als die Schweiz 

noch Atommacht werden wollte – offiziell 

aufgegeben wurden diese Pläne erst 1988. 

In den USA soll das brisante Material im 

Atomkomplex Savannah River Site landen – 

dort, wo die Bundesregierung, allem Gere-

de vom Atommüll-Exportverbot zum Trotz, 

am liebsten auch noch die etwa eine Mil-

lion abgebrannten Brennstoffkugeln aus 

dem Kugelhaufen-Versuchsreaktor Jülich 

und dem Hochtemperaturreaktor Hamm-

Uentrop abladen will. Umweltschützer in 

South Carolina sind von den Müllimporten 

alles andere als begeistert. „Wir sind nicht 

eurer Atomabfallkübel“, kritisieren sie. 

„Wir wollen hier keinen Nuklearmüll, der 

unter dem Deckmantel von Non-Prolifera-

tion angeliefert wird.“

www.ausgestrahlt.de/export-usa

Scher dich um Tschernobyl
30 Jahre nach dem Super-GAU in Tscherno-

byl erkranken noch immer unzählige Kinder 

in Weißrussland und der Ukraine an Krebs. 

Chemotherapie, so sie denn verfügbar und 

erschwinglich ist, lässt ihnen die Haare 

ausfallen. „Glatze oder Spende“ fordert die 

österreichische Anti-Atom-Organisation 

Global2000 und ruft so zu Solidarität und 

Unterstützung für die Strahlenopfer auf.

www.global2000.at/glatze-oder-spende

Gefängnisdirektor zahlt Strafe für Atommüll-Blockade

Der Direktor der JVA Vechta hat die Strafe einer Atomkraftgegnerin beglichen, die sich 2012 in 

Münster von einer Brücke abgeseilt hatte und so einen Atommülltransport auf dem Dortmund-

Ems-Kanal für mehrere Stunden stoppte. Mit den 20 Euro, die er aus seiner privaten Tasche 

bezahlt habe, wollte der Mann einen eintägigen Gefängnisaufenthalt der Aktivistin verhindern 

– und mögliche öffentlichkeitswirksame Aktionen derselben im Knast. Ersteres klappte, Zwei-

teres allerdings nicht: Die Aktivistin machte den Fall publik, der Gefängnisdirektor konnte sich 

vor Interviewanfragen kaum retten. Am Ende bereute er seine Spendabilität …

Immer mehr Strom 

immer billiger
Vor allem der Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien lässt die Großhandelspreise für Strom 

weiter fallen. Im Jahr 2015 sanken sie laut 

einer Marktanalyse des Netzbetreibers Tennet 

um 3,6 Prozent. Die Kilowattstunde kostete so 

an der Strombörse nur noch zwischen drei und 

vier Cent – etwa halb so viel wie 2011 –, bis-

weilen lag der Preis sogar nur um die 2 Cent.  

Vogel scheißt auf Atomstrom
Eine größere Ladung Vogelschiss ist nach ei-

nem Bericht des US-AKW-Betreibers Entergy 

veratwortlich für eine Schnellabschaltung des 

AKW Indian Point bei New York Mitte Dezem-

ber 2015. Der Kot habe einen Kurzschluss im 

Hochspannungsnetz verursacht. Im schwe-

dischen AKW Forsmark führte ein ähnlicher 

Kurzschluss außerhalb der Anlage im Sommer 

2006 beinahe zur Kernschmelze.  
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Einführung | Nach zwei Jahren Palaver im großen Stil wird die Atommüll-Kommis-
sion im Sommer ihren Abschlussbericht vorlegen. Dass der hilft, den jahrzehnte-
langen Atommüll-Konflikt zu lösen, glaubt niemand

er 11.11.2011 ist ein besonders när-

rischer Tag. Ob der Rheinländer und 

damalige Umweltminister Norbert 

Röttgen das im Sinn hat, als er an just diesem 

Tag zusammen mit den MinisterpräsidentIn-

nen einen „Neustart“ bei der Suche nach ei-

nem Atommüll-Lagerplatz verkündet, ist nicht 

überliefert. Der „Neustart“ hingegen lässt auf 

sich warten. Röttgen ist längst nicht mehr 

Minister, als eine schwarz-rot-gelb-grüne 

Parteien-Koalition im Bundestag im Sommer 

2013 das Endlagersuchgesetz beschließt. In 

letzter Minute hat die rot-grüne niedersäch-

sische Landesregierung dort die sogenannte 

Atommüll-Kommission hineinverhandelt. Das 

33-köpfige Gremium soll Grundsatzfragen zum 

Umgang mit Atommüll klären, das Endlager-

suchgesetz evaluieren und Änderungen daran 

vorschlagen, Instrumente der Öffentlichkeits-

beteiligung entwickeln sowie geologische Kri-

terien für die Standortauswahl festlegen. Ein 

Jahr später, Ende Mai 2014, nimmt es seine 

Arbeit auf. 

Wer in den zweieinhalb Jahren bis zum 

Kommissions-Start außen vor bleibt, ist die 

kritische Öffentlichkeit, AtomkraftgegnerIn-

nen, Umweltverbände, Bürgerinitiativen – all 

jene also, die seit Jahren dafür kämpfen, die 

weitere Produktion von Atommüll zu stoppen, 

und die sich oft genug bereits mit Atommüll-

Projekten vor ihrer Haustür herumschlagen. 

Mehrfach melden sie sich zu Wort, erinnern 

daran, dass es vor allem und in erster Linie 

eines gesellschaftlichen Konsenses bedarf, 

um den Atommüll-Konflikt zu lösen. Ein Kon-

sens darüber, wie der Müll, der nunmal da 

ist, am wenigsten schädlich gelagert werden 

kann. Und auf welche Weise der am wenigsten 

Gorleben unter Tage

Fo
to

: 
A
n
d
re

a
s 

Co
n
ra

d
t 

/ 
P
u
b
li
Xv

ie
w

in
G

Atommüll-Kommission 

am Ende

Titel  | Atommüll

D



schlechte Platz dafür gefunden werden soll. 

„Nur wenn das Wie der Suche unumstritten 

und von allen akzeptiert ist, kann diese tat-

sächlich erfolgreich sein. In jedem anderen 

Fall wird sie nicht den bestmöglichen, sondern 

bloß einen der politischen Mehrheit opportu-

nen Endlagerstandort ermitteln, an dem es 

sofort – und zu Recht – massiven Protest ge-

ben würde.“, so .ausgestrahlt in einem Positi-

onspapier. „Nur wenn sich von Anfang an alle 

einig über das Verfahren sind, werden auch die 

am Ende Betroffenen das Ergebnis akzeptieren 

können.“

Politische Zeitmessung

Bei Parteien und PolitikerInnen stoßen die Um-

weltverbände und Initiativen damit auf taube 

Ohren. „Keine Zeit für langwierige Debatten“, 

heißt es. Weil sich das kurze Zeitfenster, in dem 

die Parteien zusammenarbeiten könnten, schon 

wieder schließe, wegen Landtags- und Bundes-

tagswahlen. Keine Zeit, gemeinsam Interessen 

zu klären, Bedingungen auszuhandeln und 

Kriterien zu entwickeln, mit denen alle leben 

können. Keine Zeit, sich auf ein Verfahren zu 

einigen, dessen Ergebnis am Ende alle akzep-

tieren sollen. Kein Verständnis, was das noch 

bringen soll, wo es doch schon einen „histori-

schen“ Fünf-Parteien-Konsens gibt. Und keine 

Lust, muss man vielleicht hinzufügen, einen 

solchen Schritt zu wagen, der tatsächlich ein 

Neustart wäre. 

Denn da ist ja noch Gorleben. Das Örtchen 

im östlichsten Zipfel Niedersachsens, bei dem 

seit 30 Jahren ein Loch in den maroden, von 

Wasser umspülten Salzstock gegraben wird. 

Die einen würden dort am liebsten sofort den 

ganzen Strahlenmüll hineinkippen. Die ande-

ren setzen seit Jahrzehnten alles daran, eben-

dies zu verhindern. „Erkundungsbergwerk“ vs. 

„Schwarzbau“. Der Parteien-Konsens zur Stand-

ortsuche ist einer, bei dem jede Partei glaubt, 

damit zum Ziel zu kommen. Nur, dass die Ziele 

eben nicht diesselben sind, sondern genau ent-

gegengesetzt. Der Konsens ist nur taktischer 

Natur. 

Seriös soll sie aussehen, die Kommission. 

WissenschaftlerInnen sollen darin sitzen, „Ver-

treterInnen gesellschaftlicher Gruppen“, und ja, 

auch PolitikerInnen; die aber nur ohne Stimm-

recht. Offiziell soll die Kommission die Politik 

beraten. Faktisch bestimmt die Politik, wer in 

der Kommission sitzt. Da geht dann schon mal 

ein Ex-Ministerpräsident als „Vertreter der ka-

tholischen Kirche“ durch, der oberste Gorleben-

„Diese Kommission ist nicht unsere 

Kommission und dieser Bericht ist 

nicht unser Bericht“, beginnt die 

gemeinsame Erklärung von 70 

Standortinitiativen, Anti-Atom-

Initiativen und Umweltverbänden 

zum Abschluss der Atommüll-Kom-

mission. Sie erläutern darin, warum 

sie die Arbeit der Kommission und 

den angeblichen „Neustart“ in 

Sachen Atommüll-Konflikt für 

gescheitert halten und deshalb auch 

der öffentlichen Vorstellung des 

vorläufigen Kommissionsberichts 

Ende April fernbleiben: 

„Weder die Arbeit der Kommission 

noch ihre Ergebnisse konnten 

Vertrauen schaffen – im Gegenteil: 

Dies ist kein Neustart beim Umgang 

mit dem Atommüll, sondern die 

Fortführung eines falschen und 

gescheiterten Verfahrens: 

•	Die Kommission ist dem (…) 

Anspruch, die Fehler der Vergan-

genheit aufzuarbeiten, mitnichten 

gerecht geworden. (…)

•	Die willkürliche politische 

Entscheidung für den geologisch 

ungeeigneten Standort Gorleben 

wurde nicht revidiert (…). 

•	Eine breite gesellschaftliche 

Debatte zum am wenigsten 

risikoreichen Umgang mit dem 

Atommüll hat es nie gegeben. (…)

•	Die Öffentlichkeit wurde in der 

Kommission weder frühzeitig noch 

angemessen beteiligt.

Als Feigenblatt für diesen Irrweg 

stehen wir auch weiterhin nicht zur 

Verfügung. (…) Wir fordern die 

Politik abermals auf, einen 

ernsthaften Neuanfang in der 

Atommüllfrage anzugehen (…).“

Zu den UnterzeichnerInnen der 

Erklärung gehören neben .ausge-

strahlt und der BI Umweltschutz 

Lüchow-Dannenberg unter anderem 

die AG Schacht Konrad, die IPPNW 

und das Umweltinstitut München. 

70
Standort-, Anti-Atom-Initiativen,

Umweltverbände�                    

Lobbyist und Ex-Chef der Vattenfall-AKW als 

„Wissenschaftler“ und die Manager von Eon und 

RWE als „Vertreter der Zivilgesellschaft“

Die Umweltverbände und Initiativen wei-

gern sich, dieses Spiel mitzuspielen. In großer 

Mehrheit beschließen sie, dass die ihnen zuge-

standenen zwei Sitze leer bleiben sollen, weil 

sie sicher sind, dass sich in dieser Kommission 

nichts bewegen lässt. Doch die Parteien haben 

bisweilen einen langen Arm. Ihre VertreterIn-

nen sitzen in Vorständen und Beiräten mancher 

Verbände. Am Ende sitzen je ein Vertreter des 

BUND und der Deutschen Umweltstiftung in der 

Runde, gegen das überwältigende Mehrheitsvo-

tum der Bewegung. Interessant: Trotzdem ist in 

der Kommission immer wieder die Rede davon, 

dass die kritischen Organisationen fehlen, was 

ja auch stimmt. Die Kommission soll Öffent-

lichkeitsbeteiligung erproben, scheitert damit 

aber weitgehend. Die groß angekündigte „brei-

te gesellschaftliche Atommüll-Debatte“ findet 

nicht statt. Die wenigen von der Kommission 

durchgeführten „Beteiligungs“-Veranstaltungen 

haben praktisch keinen Einfluss auf die Er-

gebnisse, sondern dienen als Feigenblatt. Den 

Berichtsentwurf kann man theoretisch online 

kommentieren. Jedenfalls die Abschnitte, die 

schon veröffentlicht sind. Doch selbst Ende Ap-

ril sind die wesentlichen Kapitel alle noch leer. 

Kriterien der Standortsuche? Sucht man hier 

vergeblich. Die Frist für Online-Kommentare 

läuft Anfang Mai angeblich ab. 

Chance vertan

Fast fünf Jahre sind seit dem November 2011 

vergangen. Eine große Chance wurde vertan. 

Im Sommer wird die Kommission ihren Bericht 

abgeben, vielleicht auch mit Kriterien, und mit 

ein paar Änderungsvorschlägen fürs Gesetz. 

Der Bundestag wird sich herauspicken, was 

ihm nützlich scheint, und das Gesetz eventuell 

leicht modifizieren. Dann wird das Suchverfah-

ren losgehen, wie es dort beschrieben ist. Es 

wird irgendwann Standortvorschläge geben, 

Gorleben wird sicher auch darunter sein. Es wird 

Entscheidungen geben. Und der Widerstand 

wird losgehen. Damit rechnen auch alle, die in 

der Kommission sitzen. Vor allem die Politike-

rInnen. Denn der Atommüll-Konflikt ist nicht 

gelöst. 

„Neustart“? Der 11.11. ist ein närrischer 

Tag. Da wird ja wohl ein Scherz erlaubt gewe-

sen sein. 

Armin Simon
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Frau Donat, warum muss die Öffentlichkeit 

mitreden bei der Atommüll-Frage? 

Wirtschaft, Politik und Wissenschaft haben 

bei diesem Thema 40 Jahre lang versagt. Es 

war immer die Öffentlichkeit, die Anti-AKW-

Bewegung, die den Finger in die Wunde ge-

legt hat. Wenn sie nicht beteiligt wird, ist zu 

befürchten, dass die wesentlichen Fragen gar 

nicht gestellt werden. 

Was macht gute Beteiligung aus?

Partizipation setzt voraus, dass die betroffe-

ne Bevölkerung das Verfahren mitbestimmt, 

die Moderation mitbestimmt, dass sie echte 

Einflussrechte bekommt – in der Fachsprache 

heißt das „Ergebniswirksamkeit“. Und nur das 

ist auch wirklich ein Gerechtigkeits- und Be-

teiligungs- und Demokratiegewinn. Dieses „Wir 

bauen da jetzt hin, was ihr nicht haben wollt, 

aber ihr dürft bestimmen, welche Farbe die Fas-

sade hat“, das muss man nicht mitmachen. 

Wie lief das in der Atommüll-Kommission?

Die Beteiligung während der Kommissionsar-

beit hat nicht wirklich funktioniert, die Kom-

mission war sehr mit sich selbst beschäftigt 

und hat die Öffentlichkeit nicht am Entschei-

dungsprozess beteiligt, da gab es keine Offen-

heit.

Es gab doch Veranstaltungen, Online-Kom-

mentierungen …

Es reicht aber nicht zu sagen: „Schön, dass 

wir mal darüber geredet haben.“ Es braucht 

den Dialog, nicht im Sinne von „Einer sendet 

und einer hört“, sondern im Sinne von „Man 

redet miteinander, nimmt die Argumente auf, 

bearbeitet und verarbeitet sie so, dass es auch 

eine Rückmeldung gibt.“ Das alles fehlte in 

der Kommission. Man durfte mal an einen zu 

spät veröffentlichten Bericht einen Kommen-

tar dranschreiben – aber es gab keine Garan-

tie, dass das irgendwo aufgenommen wurde. 

So etwas meine ich natürlich nicht. 

Die Kommission hat eine eigene Arbeits-

gruppe zum Thema eingesetzt. 

Das Ziel dieser Kommission war einmal, einen 

anderen Umgang mit der Bevölkerung zu finden 

als den bei Castortransporten üblichen – denn 

mit einer derartigen Konfrontation kann eine 

Demokratie nicht zu guten Entscheidungen 

kommen, das ist kein Weg, den eine Demokra-

tie gehen kann. Die Umweltvertreter in der Ar-

beitsgruppe 1 haben das auch alles hübsch dis-

kutiert, was es für eine wirksame Beteiligung 

bei der Atommüll-Frage bräuchte und wie das 

die Legitimität und letztlich auch die Akzep-

tanz des Verfahrens erhöhen würde. Am Ende 

ist das aber alles von den Hardlinern in der Ge-

samtkommission zurückgestutzt worden. 

Auch der Abschlussbericht der Kommission 

wird uns Ihrer Meinung nach einer echten 

Beteiligung nicht näher bringen? 

Im Ergebnis: nein. Es gibt guten Willen in 

Teilen der Kommission, aber ich fürchte, der 

setzt sich nicht durch. Und dann müsste es ja 

noch die Hürde im Bundestag nehmen. 

Die Politik will sich die Entscheidung eben 

nicht aus der Hand nehmen lassen …

… und die LobbyistInnen aus der Wirtschaft 

wollen ihren Einfluss behalten. Dazu sage ich 

nur: Die Öffentlichkeit hat immer Einfluss. Sie 

kann es in Gremien und Verfahren tun oder 

eben außerhalb. Langfristig wird es ohne echte 

Beteiligung der BürgerInnen nicht gehen. Zeit-

räume, die über so viele Generationen gehen, 

hat nur die Bevölkerung selbst im Blick – nicht 

die einzelnen Akteure, die nur einen Job aus-

füllen oder für kurze Zeit gewählt sind. Dieses 

„Über-die-Legislaturperiode-hinweg-Denken“, 

das tun nur die, die wirklich engagiert sind. 

„Die Betroffenen müssen das 

Verfahren mitbestimmen“
Interview | Mediatorin Ulrike Donat über Langzeitperspektiven, und 
warum es die bei der Atommüll-Frage weiterhin nicht gibt 

Ulrike Donat ist Rechtsanwältin und 

Mediatorin in Hamburg. Die Expertin 

für Konflikt-bewältigung und 

Bürgerbeteiligung hat als Referentin 

im Untersuchungsausschuss Gorleben 

tiefe Einblicke erhalten, was 

herauskommt, wenn KritikerInnen 

nicht ernstgenommen und falsche 

Entscheidungen aus politischen 

Gründen durchgeboxt werden. Ihre 

Expertise hat sie auch versucht, in die 

Atommüll-Kommission einzubringen.

Ulrike �                   
Donat �                           

Titel  | Atommüll-Kommission
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Wie könnte der jahrzehntelange Atommüll-

Konflikt denn aufgelöst werden? 

Man muss Kriterien entwickeln, und zwar 

miteinander, um eine gute Lösung zu finden. 

Was aber im Moment passiert, ist, dass einige 

denken, sie setzen die Kriterien, und über den 

Rest, der keine Rolle mehr spielt, lassen sie 

dann die Leute palavern. Aber so funktioniert 

das nicht. Ein solches Vorgehen wird an jedem 

Ort Widerstand erzeugen – eben weil das kein 

gerechtes Auswahlverfahren ist. 

Interview: Armin Simon

Interview | Atomrechtsexperte Dr. Ulrich Wollenteit über die fatalen 
Mängel des Endlagersuchgesetzes, die dürftigen Änderungsvorschläge der 
Atommüll-Kommission daran und den Wunsch von PolitikerInnen, den 
Standort des geplanten Atommülllagers per Gesetz zu dekretieren

Herr Wollenteit, warum hebelt das Endlager-

suchgesetz den Rechtsschutz aus? 

Es schreibt vor, dass bei der Endlagersuche – 

anders als bei Planungsverfahren sonst üblich 

– der Bundestag alle wesentlichen Standort-

entscheidungen trifft. Es ersetzt also typisch 

administrative Entscheidungen durch Ge-

setzgebung. Das wirft ganz erhebliche ver-

fassungsrechtliche Probleme auf – Stichwort 

Gewaltenteilung und eben auch Rechtsschutz. 

Die einzelnen Auswahlschritte sollen nicht 

mehr gerichtlich überprüfbar sein?

Gegen solche gesetzlichen Standortzuweisun-

gen kann man nur noch Verfassungsbeschwer-

de erheben. Der sonst übliche Instanzenweg 

ist vollständig ausgeschaltet. Das Bundes-

verfassungsgericht prüft zudem nur Grund-

rechtsverletzungen. Verstöße gegen einfache 

Gesetze können beim Bundesverfassungs-

gericht nicht geltend gemacht werden. Wird 

z.B. ein Kriterium falsch angewandt oder ein 

Verfahrensrecht verletzt, wäre dies nur beim 

Verfassungsgericht thematisierbar, wenn dies 

zugleich mit einer Grundrechtsverletzung ver-

bunden wäre. Umweltverbände sind zudem 

nicht grundrechtsfähig und können deshalb 

prinzipiell gar keine Verfassungsbeschwerde 

erheben. Schließlich fallen auch die EU-recht-

lich vorgeschriebenen Klagerechte von Um-

weltverbänden weg. In dieser Lage noch von 

einem angemessenen Rechtsschutz sprechen 

zu wollen, erscheint mir rechtlich ein durch-

aus ambitioniertes Unterfangen.

 

Eine einzige Klagemöglichkeit sieht das Ge-

setz trotzdem heute schon vor: gegen die 

Entscheidung, welcher Standort untertägig 

erkundet werden soll. 

Ja, das neue Bundesamt für kerntechnische Ent-

sorgung (BfE) soll in einem Bescheid bestätigen,  

dass das bisherige Verfahren den Anforde-

rungen des Gesetzes in formeller Weise und 

in Hinblick auf die Kriterien entsprochen hat; 

„Fehler fallen viel 

zu spät auf“

� Dr. Ulrich                   
� Wollenteit                           

Rechtsanwalt Dr. Ulrich Wollenteit, 

Partner der auf Umweltrecht 

spezialisierten Kanzlei Rechtsanwälte 

Günther in Hamburg, beschäftigt sich 

seit Jahren mit Atomrecht und hat 

zahlreiche Klagen gegen Zwischenla-

ger, Atomkraftwerke und Castor-Trans-

porte begleitet. Aktuell versucht er 

unter anderem mit Greenpeace und 

der BI Lüchow-Dannenberg, die Verän-

derungssperre in Gorleben zu kippen. 

Seine Kritik am Endlagersuchgesetz 

brachte er bereits Ende 2014 auf einer 

Anhörung der Atommüll-Kommission 

ein; seine Beurteilung der Änderungs-

vorschläge der Kommission trug er 

Anfang April auf einer Veranstaltung 

des BUND vor. 
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Titel  | Atommüll-Kommission

diesen Bescheid kann man dann vor Gericht 

angreifen. Das ist ein sehr merkwürdiges Kon-

strukt, denn die Standortentscheidung wird 

im Erfolgsfall nicht etwa aufgehoben, sondern 

es ergeht lediglich ein Feststellungsurteil. 

Und was passiert eigentlich, wenn das Ge-

richt dann Fehler feststellt? Das ist im Gesetz 

nicht geregelt. Außerdem kann der Bundestag 

an eine wie auch immer geartete gerichtliche 

Entscheidung schon aus verfassungsrechtli-

chen Gründen gar nicht gebunden sein. 

Die Atommüll-Kommission hatte die Aufga-

be, das Endlagersuchgesetz zu evaluieren. 

Wie beurteilen Sie die Änderungsvorschläge? 

Sie bringen keine substanziellen Änderungen. 

Aber mehr Rechtsschutz? 

Es gibt den Vorschlag, eine vergleichbare 

Rechtsschutzmöglichkeit wie für die unter-

tägige Erkundung auch bei der endgültigen 

Standortfestlegung einzuführen. Wobei es 

offenbar auch Kommissionsmitglieder gibt, 

welche die bisherige minimale Rechtsschutz-

möglichkeit  dafür streichen wollen. 

Das hieße, dass es erst ganz am Ende eines 

womöglich Jahrzehnte dauernden Verfah-

rens, wenn bereits alle Standorte erkundet 

sind und die Standortentscheidung ansteht, 

ein einziges Mal die Möglichkeit gäbe, dage-

gen zu klagen? 

Richtig. Das ist meines Erachtens verfassungs-

rechtlich weiterhin äußert fragwürdig. 

Von den juristischen einmal abgesehen – 

welche ganz praktischen Probleme wirft 

eine solche Regelung auf? 

Wenn man nach einem jahrzehntelangen Pro-

zess beanstandet, dass es in dem Prozess Feh-

ler gegeben hat, dann stellt sich schon die 

Frage: Sind die überhaupt noch korrigierbar? 

Es könnte ja sein, dass sie schon sehr früh 

in dem Verfahren passiert sind oder dass ein 

Kriterium sehr früh schon falsch angewendet 

worden ist: Bei einem solchen Verfahren fällt 

das dann viel zu spät auf. Hinzu kommt, dass 

wieder nicht geregelt ist, was dann eigentlich 

passieren soll. Ein Rücksprung um Jahre oder 

gar Jahrzehnte? 

Kaum praktikabel – und kaum vorstellbar. 

Eben. Eine solche Konstruktion verfehlt we-

sentliche und bei einem solchen Thema ent-

scheidende Prinzipien – etwa das Prinzip der 

Fehlerfreundlichkeit. Wenn man einen Fehler 

macht, ist es ja sinnvoll, den auch zeitnah zu 

korrigieren. Das geht mit diesem Gesetz aber 

nicht. 

Wie lautet die Begründung für die sogenann-

te Legalplanung, also die Planung mit Hil-

fe von Gesetzen statt mit Verwaltungsent-

scheidungen? 

Es heißt, das sei nötig, um die Legitimität 

einer Standortentscheidung zu steigern. Legi-

timität erzeugt man aber nicht dadurch, dass 

man den Betroffenen in der gesamten Phase 

den Rechtsschutz abschneidet. Der sollte viel-

mehr über das ganze Verfahren durchgängig 

gewährleistet sein. 

Was, glauben Sie, ist der Grund dafür, dass 

er so minimal ausgelegt wird?

Vor allem die Politiker wollen die Entscheidung 

gerne in ihrer Hand behalten. Und sie wünschen 

keine Klagerechte. Das haben mir Bundestags-

abgeordnete aus der Kommission und andere 

Kommissionsmitglieder sehr deutlich so gesagt. 

Der Konflikt … 

… ist einer zwischen Politik und Bevölkerung! 

Einige Kommissionsmitglieder stellen als 

großen Erfolg der Kommission heraus, dass 

diese ein „generelles Exportverbot“ für 

Atommüll fordert. 

Solchen Formulierungen würde ich immer ein 

gewisses Misstrauen entgegenbringen. Da 

können noch Hintertürchen drin sein: „ge-

nerell“ ist es verboten, ausnahmsweise dann 

aber doch wieder zulässig. Außerdem soll das 

Verbot erst „für die Zukunft“ gelten – unter 

Umständen also nicht mal für den schon ge-

planten Export von Atommüll aus Jülich in die 

USA. Da fehlt eine Klarstellung. 

Ändern die Vorschläge der Kommission zum 

Endlagersuchgesetz etwas an der Sonderrol-

le Gorlebens?

Definitiv nicht. Aus meiner Sicht ist es ein 

Grundfehler in dem ganzen Verfahren, dass 

man nicht den Mut hatte, Gorleben von vorn-

herein auszuschließen. Es ist sehr deutlich ge-

worden, dass Gorleben als Schere im Kopf das 

Verfahren immer mitbestimmt und deshalb 

dessen Ergebnisoffenheit immer gefährdet ist 

und bleiben wird. 

Interview: Armin Simon

as Kapitel „Kriterien für die Stand-

ortauswahl“ könnte eines der 

entscheidendsten im Bericht der 

Atommüll-Kommission werden. Denn die 

hier benannten, sortierten und gewich-

teten Kriterien sollen Eingang finden ins 

Endlagersuchgesetz und damit die inhalt-

lichen Regeln für die Suche nach dem am 

wenigsten schlechten Lagerplatz für den 

Atommüll vorgeben. So hat es der Bun-

destag einst beschlossen. Doch Ende April  

2016 steht unter der Kapitelüberschrift 

schlicht – nichts. Kein Ergebnis, keine Kri-

terien. Nach anderthalb Jahren Diskussion. 

Unter den 16 Mitgliedern der Arbeits-

gruppe 3 (AG3), der die Atommüll-Kommis-

sion die Kriterien-Frage übertragen hat, sind 

ganze zwei mit geologischer Ausbildung. Bei 

Bedarf bringen aber auch Maschinenbau-

Ingenieure und Betriebswirte mehrseitige 

Abhandlungen über eiszeitliche Rinnenbil-

dung, halokinetische Aufstiegsgeschwindig-

keiten und Subrosion mit ein. 

Auf eines hat sich die AG3 früh geeinigt: 

Sie hält am seit Jahrzehnten verfolgten 

(und in Morsleben und der Asse gescheiter-

ten) Konzept der geologischen Tiefenlage-

rung fest. Mögliche Alternativen hat sie gar 

nicht erst ausführlich diskutiert.

Der Schatten von Gorleben

Es war eine bewusste (und viel kritisier-

te) Entscheidung der Politik, den politisch 

längst verbrannten Standort Gorleben nicht 

von vornherein ad acta zu legen. Stattdessen 

hat sie ihn sogar als einzigen potenziellen 

Standort namentlich im Gesetz erwähnt. Das 

rächte sich insbesondere in der AG3: Gorle-

ben hing und hängt wie ein Schatten über 

jeder fachlichen Frage. Von einer „trans-

parenten“ und „wissenschaftsbasierten“ 

Diskussion, wie sie das Endlagersuchgesetz 

fordert, kann keine Rede sein. Bestenfalls 

gibt es ein Aushandeln von Formulierungen. 

Entscheidende Fragen, etwa die Kriterien 

zur „Günstigen Konfiguration der Gesteins-

körper, insbesondere von Wirtsgestein und 

einschlusswirksamem Gebirgsbereich“ oder 

zur Anforderung „Deckgebirge“, wurden am 

Ende sogar ganz aus der öffentlichen Ver-

handlung herausgenommen und in einer 

nichtöffentlichen vierköpfigen Kleingruppe 

besprochen. Mit dem Geologen Detlef Appel  

D
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Hintergrund | Ausgerechnet bei den Kriterien für die Standortsuche kann die Atommüll-Kommission bisher 
kaum etwas vorweisen. Bei den meisten der strittigen Punkte ist keine Einigung in Sicht

Schweigen am Knackpunkt

und dem niedersächsischen Umweltminister 

Stefan Wenzel auf der einen sowie dem Eon-

Sonderbeauftragten Bernhard Fischer und dem 

CDU-Bundestagsabgeordneten Steffen Kanitz 

auf der anderen Seite war diese sozusagen 

gorleben-paritätisch besetzt. Angeblich hat sie 

eine (bei Redaktionsschluss dieses Hefts noch 

nicht öffentliche) Sprachregelung gefunden.

Das verschwundene Deckgebirge

Schon aus Mangel an Alternativen und eigenen 

fachlichen Kapazitäten hat die AG3 als Text-

grundlage die Anforderungen des ehemaligen 

Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstand-

orte (AkEnd) übernommen, der von 1999 bis 

2002 tagte – allerdings inklusive aller Unge-

reimtheiten. So stellt etwa das Salzgutachten 

der Bundesanstalt für Geowissenschaften und 

Rohstoffe (BGR) von 1995 die wichtige Rolle 

eines intakten, wasserhemmenden Deckgebir-

ges über dem Salz explizit heraus. Beim AkEnd 

jedoch taucht dieses Kriterium auf einmal nicht 

mehr auf. Der Verdacht liegt nahe, dass dies 

schon damals mit Gorleben zu tun hatte – dort 

ist bekanntlich keinerlei schützendes Deckge-

birge über dem Salz vorhanden, sondern nur  

Geröll und Grundwasser. Die offizielle Begrün-

dung lautete, dass die im Zeitraum von einer 

Million Jahren zu erwartenden Eiszeiten die 

Deckgebirgsschichten sowieso erodieren wür-

den. Doch selbst wenn es so käme, was keiner 

sicher prognostizieren kann, könnte ein wasser-

undurchlässiges Deckgebirge bis zur nächsten 

Eiszeit ein wichtiger Schutz der Biosphäre sein, 

wenn es denn vorhanden wäre. Die AG3 ging die-

sen Fragen schlicht nicht nach – unter Umstän-

den hätte sie dann ja die gorlebenfreundlichen 

Festlegungen des AkEnd revidieren müssen.

Die ungeklärte Kristallin-Frage

Der Unwillen oder die Unfähigkeit, die Annah-

men des AkEnd kritisch zu hinterfragen, zeigte 

sich auch beim Thema Kristallingestein. Neben 

Salz- und Tonformationen gelten kristalline 

Formationen wie Granit als potenziell geeignet 

für ein Atommülllager. Allerdings ist es kaum 

möglich, Kriterien zu finden, die auf alle drei 

Gesteinstypen gleichermaßen anwendbar sind 

– zu unterschiedlich sind ihre spezifischen Ei-

genschaften. Eine mögliche Herangehensweise 

wären gesteinsspezifische Kriterien. Dies je-

doch hätte weitreichende Folgen: Man müsste 

dann in einem ersten Schritt zunächst nach den 

jeweils besten Standorten für jedes Gestein su-

chen und diese erst in einem zweiten Schritt 

miteinander vergleichen. Der AkEnd konnte sich 

zu einer solchen Entscheidung nicht durchrin-

gen. Die AG3 „erbte“ das Problem – und disku-

tierte bei nahezu jedem Kriterium wieder aufs 

Neue darüber, wie mit den unterschiedlichen Ei-

genarten der verschiedenen Gesteinstypen um-

zugehen sei. Die grundsätzliche Frage, wie sich 

drei sehr unterschiedliche Gesteine objektiv 

vergleichen lassen, ist nach wie vor ungeklärt. 

Freie Hand der Willkür

Eine der Herausforderungen eines vergleichen-

den Suchverfahrens mit vielen Abwägungskri-

terien ist es, eine Methode zu finden, mit der 

sich ein Standorte-Ranking erstellen lässt. Der 

AkEnd sah hierfür ein streng hierarchisches Ag-

gregationsverfahren vor. Die AG3 kippte diese 

Vorgabe. Damit kann das künftige Bundesamt 

für kerntechnische Entsorgung, das die Stand-

ortsuche durchführen soll, Kriterien mehr oder 

weniger nach Beliebigkeit gewichten. Man 

könnte auch sagen: freie Hand der Willkür.  

Armin Simon
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Verursacherprinzip ade
Analyse | Die Atom-Finanz-Kommission will den Konzernen erlauben, die Haftung 
für ihren Müll auf die Allgemeinheit abzuwälzen. Unter Umständen müssen sie 
selbst für die Abrisskosten ihrer AKW am Ende nicht zahlen
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Protestaktion vorm Wirtschaftsministerium zur letzten Sitzung der Atom-Finanz-Kommission am 27. April

er AKW baut, muss auch ihren Ab-

riss finanzieren. Wer Atommüll pro-

duziert, muss auch für dessen jahr-

tausendelange Lagerung aufkommen. So steht 

es im Gesetz. Doch das Verursacherprinzip ist 

in Gefahr. Geht es nach der Atom-Finanz-Kom-

mission, die am 27. April, kurz nach Redakti-

onssschluss dieses Heftes, ihre Empfehlungen 

vorstellt, dürfen die Konzerne bald den größten 

Teil der Atom-Folge-Kosten auf die Allgemein-

heit abwälzen – ein unabsehbar großes finan-

zielles Risiko. 

Jahrzehntelang haben die AKW-Betreiber 

aus ihren Einnahmen steuerfreie Rückstellun-

gen gebildet, um damit einmal AKW-Abriss und 

Atommüll-Lagerung zu finanzieren. Bis heute 

können sie dieses Geld frei nutzen, was ihnen 

einen enormen Wettbewerbsvorteil beschert. 

Erst als die Konzerne Jahr für Jahr größere Ver-

luste verbuchten, hinterfragte die Regierung, 

ob die nötigen Milliarden am Ende überhaupt 

zur Verfügung stehen würden. Zumal ja völlig 

unklar ist, wie hoch die Atom-Folge-Kosten am 

Ende wirklich sein werden. Die AKW-Betreiber 

selbst gehen von 47 Milliarden Euro aus – bei 

Preisen von 2014. Bis 2099 wird diese Summe 

deshalb auf 182 Milliarden Euro ansteigen. Vor 

dem Hintergrund der bisherigen Erfahrungen 

mit Reaktor-Rückbauten, Atommüll-Lagern oder 

Großprojekten allgemein sind Zweifel an dieser 

Kostenprognose mehr als angebracht: Höchst-

wahrscheinlich wird es noch deutlich teurer.

Haftungsmasse sichern

Dieses immense Kostenrisiko haben auch die 

Atomkonzerne erkannt – und ihre eigenen 

Antworten darauf gefunden: AKW ausgliedern, 

damit die Konzern-Mutter nicht länger für Ab-

riss und Atommüll einstehen muss – das hat 

Vattenfall bereits geschafft und es war auch 

der ursprüngliche Plan von Eon. Vermögens-

werte in andere Gesellschaften auslagern, die 

dann nicht mehr herangezogen werden kön-

nen – das ist der aktuelle Plan von Eon und 

vermutlich auch von RWE. Sich einfach kom-

plett aus dem deutschen Markt zurückziehen 

– daran arbeitet Vattenfall. Um das Verursa-

cherprinzip und die Haftungsmasse der AKW-

Betreiber auch langfristig zu sichern, muss die 

Bundesregierung also dringend intervenieren: 

W 

Atom-Folge-Kosten

Nach Angaben der AKW-Betreiber 

werden sich die Atom-Folge-Kosten 

bis 2099 auf 182 Mrd. Euro belaufen.

182 Mrd.�

Die Atom-Rückstellungen sichern, 

die Konzerne aber nicht aus der 

Haftung für ihren Müll entlassen 

– das fordern auf Initiative von 

.ausgestrahlt und Umweltinstitut 

München bereits mehr als 136.000 

Menschen.  

www.ausgestrahlt.de/badbank

136.000
Unterschriften�                    

Die Rückstellungen der AKW-Betrei-

ber in Höhe von 38 Mrd. Euro (Stand 

Ende 2014) werden gerade einmal für 

Kosten in Höhe von 81 Mrd. Euro 

ausreichen – und das auch nur, wenn 

sie zumindest langfristig wieder 3,0 

Prozent Zinsen pro Jahr abwerfen. 

Selbst mit dem von der Kommission 

geforderten „Risikoaufschlag“ von  

6 Mrd. Euro reicht es nur für 98 Mrd. 

Euro aus – gerade einmal gut die 

Hälfte der laut AKW-Betreibern zu 

erwartenden Kosten. 

81 Mrd.�



Zu allen hier aufgeführten Veranstaltungen und 

Materialien gibt es weitere Informationen auf 

www.ausgestrahlt.de/jahrestage2016. Dort 

findest Du auch Hintergrund-Informationen, Tipps 

für Bücher, Filme und Ausstellungen zum Thema 

sowie die große Termine-Landkarte mit allen Mahn- 

wachen, Veranstaltungen, Demonstrationen … 

Alle Materialien sind auf Seite 21/22 oder unter 

www.ausgestrahlt.de/shop erhältlich.

Anzeige

Sie müsste die vorhandenen Rückstellungen 

der Konzerne – beziehungsweise die dahinter 

stehenden Vermögenswerte – sichern, indem 

sie sie in einen öffentlichen Fonds überführt. 

Und sie müsste mit einem umfassenden Nach-

haftungsgesetz verhindern, dass die Atom-

Konzerne ihre Haftungsmasse verkleinern. 

Tatsächlich passiert ist bisher nichts da-

von. Das von Wirtschaftsminister Sigmar Ga-

briel (SPD) im Herbst 2015 in den Bundestag 

eingebrachte Nachhaftungsgesetz hat große 

Lücken und ist bis heute weder nachgebessert 

geschweige denn verabschiedet. Und was den 

Umgang mit den Rückstellungen der Konzerne 

angeht, setzte Gabriel Ende 2015 die 19-köp-

fige Atom-Finanz-Kommission unter Vorsitz 

von Jürgen Trittin, Matthias Platzeck und Ole 

von Beust ein, die dazu Vorschläge unterbrei-

ten sollte. Diese empfiehlt, die Rückstellungen 

zweizuteilen: 21 der 38 Milliarden Euro (Stand 

2014), mehr als die Hälfte, soll in Händen der 

AKW-Betreiber bleiben, die damit den Abriss 

der AKW und die Verpackung des Atommülls 

finanzieren sollen. Lediglich bessere Nachwei-

se darüber, wo ihre Rückstellungen liegen oder 

investiert sind und inwieweit sie tatsächlich 

verfügbar sind, verlangt die Kommission. 

Zwar gingen so zumindest Kostensteige-

rungen beim Abriss der AKW zulasten der Be-

treiber. Ohne ein alle Schlupflöcher stopfendes 

Nachhaftungsgesetz könnten sich diese aller-

dings auch hier noch drücken: Ginge einer der 

Betreiber (oder was davon nach Konzernum-

strukturierungen noch übrig ist) in den kom-

menden 20 Jahren in die Insolvenz, blieben die 

Abrisskosten an der Allgemeinheit hängen. 

Billig-Ablass

In einen öffentlichen Fonds überführt werden 

sollen nach dem Kommissionsvorschlag bloß 

17 Milliarden Euro. Der Fonds soll im Gegenzug 

die Kosten für Zwischenlagerung, Langzeitla-

gerung und Atommüll-Transporte übernehmen. 

Für die SteuerzahlerInnen wäre das ein ausge-

sprochen schlechtes Geschäft. Denn die AKW-

Betreiber selbst gehen davon aus, dass von den 

gesamten Atom-Folge-Kosten zwei Drittel auf 

den Atommüll entfallen. Diese Summe wird der 

Fonds niemals erreichen können – die realis-

tischerweise zu erwartenden Zinserträge sind 

dafür viel zu niedrig (vgl. Grafik auf Seite 24). 

Nach geltender Rechtslage müssten in diesem 

Fall die AKW-Betreiber die fehlenden Milliarden 

nachschießen. Doch die Kommission ist ihnen 

auf den Leim gegangen: Für einen – gemessen  

an den zu erwartenden Kosten – lächerlich  

niedrigen „Risikoaufschlag“ von 6 Milliarden Euro  

will sie den Konzernen erlauben, sich von ihrer 

unbegrenzten Haftung komplett freizukaufen. 

Zahlen für den Strahlendreck müsste dann die 

Allgemeinheit.

.ausgestrahlt fordert

•	Gesamte Rückstellungen in einen 

öffentlichen Fonds sichern, so lange  

noch Geld vorhanden ist

•	Keine halben Sachen – weiter volle  

Haftung für die Atom-Konzerne

•	Ratenzahlung nur gegen Stopp der 

Atommüllproduktion (siehe Randspalte)

•	Nachhaftungsgesetz nachbessern und 

endlich in Kraft setzen

•	Keine Steuerbefreiung für AKW

Aktuelle Infos und Bewertung des Kommissions-

vorschlags: www.ausgestrahlt.de/badbank

Matthias Weyland

Für den Fall, dass die Atomkonzerne 

höhere Zahlungen an den geplanten 

Fonds nicht verkraften können, hat 

.ausgestrahlt ein Ratenzahlungs-

Modell entwickelt: Wenn die 

AKW-Betreiber die weitere Produkti-

on von Atommüll stoppen, könnte 

der Staat ihnen zugestehen, ihre 

Zahlungen in Raten abzustottern. 

Sollte durch die unbegrenzte 

Nachschusspflicht den Konzernen 

eine bilanzielle Überschuldung 

drohen, könnte die Regierung zudem 

– bei einem Stopp der Dividenden-

ausschüttungen – einem qualifizier-

ten Rangrücktritt für diese 

Verbindlichkeiten zustimmen. Dies 

könnte dann zu einer positiven 

Fortführungsprognose beitragen.

Ratenzahlung &
Rangrücktritt                          

13
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Porträt | Carola Gottas, 35, nutzt jede sich bietende Gelegenheit, um 
ihre Mitmenschen auf das Thema Atomausstieg aufmerksam zu machen. 
Dazu gehört für sie immer auch der Fukushima-Jahrestag, zu dem sie 
Jahr für Jahr eine Mahnwache mitorganisiert. Als „Atomsteuer-Eintrei-
berin“ war dieser Tag für sie außerdem Auftakt dafür, Unterschriften 
gegen die Abschaffung der Brennelemente-Steuer zu sammeln

Bei meiner ersten Begegnung mit der  

Anti-AKW-Bewegung war ich ein Jahr alt. 

Meine Mutter hat mich auf alle Demos  

mitgenommen. Und jetzt nehme ich halt mei-

ne Kinder mit und oft gehen wir auch mit drei 

Generationen, also meine Mutter, meine Kinder 

und ich. In unserer Stadt haben wir keine offi-

zielle Anti-Atom-Initiative; ich mache einfach 

Aktionen mit Freundinnen und Freunden, die 

schon seit Jahrzehnten mit 

mir auf Anti-Atom-Demos 

fahren. Oder auch mit Leu-

ten, die in anderen Bündnis-

sen politisch aktiv sind.

Dass die Brennelemente-

Steuer abgeschafft werden 

soll, macht mich wütend. 

Als ich dann las, dass Steu-

ereintreiberInnen gesucht 

werden, habe ich gleich ge-

dacht, dass sich das Thema 

ja gut mit dem Fukushima-Jahrestag verbinden 

lässt. Ich habe die Mahnwache organisiert, was 

ich fast jedes Jahr mache, bei uns in Flörsheim.

Ich komme eben aus einer Kleinstadt und 

ich finde es ganz wichtig, dass viele Leute gera-

de in kleinen Städten was machen. Auch wenn 

bei unserer Mahnwache nur 30 bis 50 Leute 

kommen – in Großstädten buhlen jeden Tag  

10, 20 oder sogar 30 verschiedene Organisatio-

nen um Aufmerksamkeit! Und ich finde, das ist 

so ein bisschen verschwendete Energie. Mir ist 

Vernetzung ganz wichtig und das ist in kleinen 

Städten viel einfacher und geht schneller als 

in großen Städten. Wir haben hier in Flörsheim 

zum Beispiel eine Initiative gegen den Flugha-

fen-Ausbau und ich bin bei attac und war bei 

Robin Wood. Auch der BUND ist hier oder auch 

die Naturfreunde. Gerade beim Thema Atomaus-

stieg sind immer alle dabei. Wir gucken dann, 

wer was kann. Eine Freundin von mir schreibt 

zum Beispiel gute Pressemitteilungen und wir 

fragen rum, wer einen guten Presseverteiler 

hat. Jemand anderes sagt, ich kann Plakate 

aufhängen, bei uns im Naturfreundehaus bei-

spielsweise. Meine Tochter hat am 10. März 

Geburtstag, was ja immer einen Tag vor der Fu-

kushima-Mahnwache ist, und das ist immer ein 

Riesenstress. Aber dadurch, dass es eingespielt 

ist, und weil ich weiß, wen ich für was anspre-

chen kann, klappt es ganz gut. Ich schreib ein-

fach eine E-Mail ans Ordnungsamt und sage, wir 

machen eine Mahnwache, und dann setzen die 

sich mit der Polizei in Verbindung, und dann 

funktioniert das.

Dieses Jahr haben wir schon im Vorfeld da-

rauf aufmerksam gemacht, dass es neben der 

Mahnwache auch eine Unterschriftenaktion ge-

gen die Abschaffung der Atomsteuer geben wird. 

Bei Facebook haben wir sogar eine „Event-Seite“ 

eingerichtet, also die Mahnwache dort bekannt 

gegeben und über diesen Kanal alle unsere 

Kontakte eingeladen. An dem Tag selbst baue 

ich jedes Jahr einen kleinen Tisch auf mit In-

fomaterial, Listen und Fahnen und stelle auch 

ein Sparschwein dazu. Die Spenden, die darin  

„Nehmt euch die 

Haftnotizen und 

verteilt sie überall“
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Engagement

„Als ich las, dass 
SteuereintreiberIn-
nen gesucht werden, 
habe ich gleich 
gedacht, dass sich 
das Thema gut mit 
dem Fukushima-
Jahrestag verbinden 
lässt.“



landen, nutze ich dann im nächsten Jahr, um für 

die neue Mahnwache Material zu bestellen. 

Bei der Mahnwache selbst haben wir schon 

gut Unterschriften gesammelt. Viele Leute ha-

ben aber auch Listen mitgenommen und bei 

sich im Haus oder bei Freunden gesammelt. Al-

les, was wieder bei mir landet, leite ich dann an 

.ausgestrahlt weiter. Leider war es an dem Tag 

der Mahnwache eisekalt, und 

es kamen nicht so viele Leute 

wie erhofft. Viele waren über-

rascht, dass es so schlimm 

ist: dass in Fukushima so vie-

le Kinder krank werden und 

auch, dass hierzulande nun 

die Brennelemente-Steuer abgeschafft werden 

soll. Aber es war trotzdem eine gute Stimmung 

und ich fand es schön, dass auch Menschen mit 

eigenen Plakaten und Fahnen kamen. In der 

Anti-Atomkraft-Szene sind immer so freundliche 

Menschen und das Thema ist auch so, dass ich 

nie Probleme hatte, einfach Leute anzusprechen.

Auch wenn grade keine Kampagne läuft 

oder Mahnwache ist – dadurch, dass ich Kinder 

habe, und weil es mir um deren Zukunft geht, 

versuche ich häufiger mal, gerade in Familien, 

das Gespräch darauf zu bringen. Mir ist es ganz 

wichtig, dass alle Leute ihren Stromanbie-

ter wechseln und seit einem 

dreiviertel Jahr ist es ja jetzt 

auch möglich, beispielsweise 

Nachtspeicheröfen mit Öko-

strom zu betreiben. Ich kenne 

einige Leute mit diesen Öfen 

und da bin ich jetzt gerade 

dran, dass die auch ihren Stromanbieter wech-

seln. 

Total klasse finde ich übrigens diese Post-

its mit der Aufschrift „Nicht vergessen: Atom-

ausstieg durchsetzen“, die waren auch im Paket 

für Atomsteuer-EintreiberInnen. Die habe ich 

wirklich überall hingeklebt, zum Beispiel in die 

Spinde im Fitnessstudio und wo ich so war. Und 

die werden total gut gesehen. Ist ja keine Sach-

beschädigung oder so, die lassen sich ja wieder 

ablösen, stören also nicht so wie Aufkleber. 

Und das habe ich dann auch auf der Mahnwa-

che gesagt und zu Freunden: ‚Nehmt euch die 

Haftnotizen und verteilt die überall, da kann 

euch keiner was.‘ Ich bestelle auch öfter mal ein 

500er-Paket von den Bonbons mit der Sonne 

drauf und verteile die auf Kindergeburtstagen 

oder wo es sich ergibt. Und bei mir zu Hau-

se kleben Anti-Atom-Aufkleber und es liegt 

Material rum. Mit solchen kleinen Hinweisen 

versuche ich, das Thema immer wieder ins Be-

wusstsein zu rücken. Dann ergibt es sich auch, 

dass ich einfach mal frage: ‚Willste nicht auch 

unterschreiben?‘“ 

Protokoll: Julia Schumacher

„Mit kleinen Hin-
weisen versuche ich, 
das Thema immer 
wieder ins Bewusst-
sein zu rücken.“
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Brennelemente-Steuer

Brennelemente-Steuer-Befreiung – ein ganz 

schön kompliziertes Thema für eine 

Straßenumfrage, oder? 

Eigentlich gar nicht. Auf die Frage „Was wür-

dest Du mit 5 Milliarden Euro machen?“ haben 

viele Menschen eine spontane Antwort. 

Du hast gar nichts erklärt? 

Doch, klar, danach dann: Dass CDU und CSU die 

Brennelemente-Steuer streichen wollen. Dass 

das den AKW-Betreibern 5 Milliarden Euro in 

die Kassen spülen würde. Und dass wir nun 

Vorschläge suchen, was man Sinnvolleres mit 

dem Geld anstellen könnte. Bei manchen ha-

ben wir auch zuerst erklärt und dann gefragt. 

Was hat besser funktioniert? 

Die Frage nach den 5 Milliarden. Da bleiben 

die Leute stehen: „Oh, genial!“ Und kommen 

so ins Nachdenken, wofür gerade eigentlich 

Geld notwenig wäre. 

5 Milliarden ist ziemlich viel. Kann man sich 

eine solche Summe denn vorstellen? 

Manche haben schon eine ganze Weile ge-

braucht. Und manche Antworten waren auch 

durchaus disproportional zu der Summe. Einer 

sagte bloß: „Ich würde zu KFC gehen und mal 

richtig Chicken essen.“ (lacht) 

Und die ernsthafteren Vorschläge? 

Viele haben von Flüchtlingen gesprochen, 

oder dass man armen Familien helfen oder in 

Bildung investieren sollte. Vor allem haben sie 

geguckt, was man mit dem Geld alles Gutes 

anfangen könnte. Und darum geht es ja auch, 

finde ich: dass es nicht in eine völlig falsche 

Richtung gesteckt wird. 

Wie viele sind einfach weitergegangen? 

Ungefähr ein Drittel. Der Rest hat aber ver-

standen: Die Brennelemente-Steuer soll weg-

fallen Ende des Jahres. Und dass es jetzt dar-

um geht, das zu verhindern. 

Ihr hattet Flyer dabei …

Die haben wir natürlich auch verteilt. Aber ich 

war baff, wie gut informiert die Leute schon 

waren. 

Inwiefern?

Dass Atomkraft mit Milliarden subventioniert 

wurde und wird, ist nahezu jedem bekannt. 

Und dass es eigentlich nicht sein kann, dass 

da jetzt noch mehr Geld hinfließen soll, für 

Kraftwerke, die nicht sicher und nicht zu ver-

antworten sind, das sehen die Leute durchweg 

so. Sie haben alle eine sehr klare Haltung. 

Und zwar?

Raus aus der Atomenergie! Und: Keine Ge-

schenke an Atomkonzerne! Egal, ob das nun 

Brennelemente-Steuer oder Atommüll-Kosten 

betrifft – die AKW-Betreiber sollen nicht 

„Keine Geschenke an Atomkonzer
Interview | Bildung fördern, Armut bekämpfen, Integration verbessern 
– oder doch lieber Atomkraftwerke subventionieren? Ein Bericht vom 
Making-of des .ausgestrahlt-Spots zur Brennelemente-Steuer

Daniel Unsöld ist Kommunikations-

trainer, Moderator und systemischer 

Coach in Berlin. Mehrere Jahre hat er 

haupt- und nebenberuflich in großen 

Umweltverbänden, unter anderem als 

Referent, gearbeitet. Gesellschaftli-

cher Wandel, zwischenmenschlicher 

Austausch und persönliches Wachstum 

sind die Themen, mit denen er sich 

fachlich und persönlich am Liebsten 

beschäftigt. Im .ausgestrahlt-Spot zur 

Brennelemente-Steuer stellt er die 

Fragen.

Daniel                   
Unsöld                           
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Ein sonniger Aprilmorgen, Berlin Alexander-

platz. Die S-Bahn spuckt das .ausgestrahlt-

Filmteam auf den Bahnsteig. Draußen weht 

ein frischer Frühlingswind. Unter der Weltzeit-

uhr überreicht Kameramann Thorsten Modera-

tor Daniel das große Puschel-Mikrofon. Seine 

Aufgabe: PassantInnen zu finden, die für ei-

nen .ausgestrahlt-Spot spannende Antworten 

geben auf die Frage „Was würdest Du mit fünf 

Milliarden Euro tun?“ – die Summe, die die 

AKW-Betreiber einstreichen würden, wenn sie, 

wie derzeit geplant, ab nächstem Jahr keine 

Brennelemente-Steuer mehr zahlen müssten.



zerne!“

noch mehr Geld bekommen. Das war allen 

wichtig. 

Das macht Dir Mut?

Auf jeden Fall. Das Atom-Thema ist noch 

lange nicht vom Tisch. Es ist ganz wichtig, 

dass wir die Politik da nicht aus der Verant-

wortung entlassen, dieses Risiko endlich 

abzuschalten. 

Hattest Du das erwartet, diese Eindeu-

tigkeit? 

So massiv – nein. Wir standen ja auf dem 

Alexanderplatz, nicht in Kreuzberg. Ich 

hatte gedacht, dass viel mehr Leute ein-

fach weggehen würden. Und mich hat 

überrascht, dass alle letztlich eine poli-

tische Botschaft hatten, etwas, das ihnen 

am Herzen lag, egal, ob jung oder alt. Es 

beschäftigen sich mehr Menschen mit Poli-

tik, als man denkt. 

Und was würdest Du mit 5 Milliarden 

Euro machen? 

Ich würde sie nutzen, um die Situation der 

Flüchtlinge und mit den Flüchtlingen zu 

verbessern: dafür sorgen, dass sie in Arbeit 

kommen, und mal probieren, Integration 

ganz anders anzugehen. Das fände ich die 

schönste Aufgabe, in Deutschland und in 

Europa. 

Interview: Armin Simon

Mitmachen

… und was würdest DU mit

fünf Milliarden Euro tun?
Der Wegfall der Brennelemente-Steuer wäre ein Milliardengeschenk an die Atom-Konzerne. 

Zeigen wir, dass es jede Menge guter Vor-

schläge gibt, was man mit diesem Geld an-

stellen könnte – anstatt den Weiterbetrieb 

alter und überflüssiger Atomkraftwerke zu 

subventionieren. 

•	 Verbreite Deine Idee auf Facebook und 

Twitter mit dem Hashtag #5Milliarden

•	 Hinterlasse einen Kommentar auf  

twitter.com/ausgestrahlt oder  

facebook.com/ausgestrahlt.e.v. 

•	 Schreibe eine E-Mail an:  

5Milliarden@ausgestrahlt.de

Verbreite den 5-Milliarden-Euro-Spot
 youtube.com/user/ausgestrahlt sowie auf den 

Facebook- und Twitter-Seiten von .ausgestrahlt 

Keine Steuerbefreiung für AKW!
Eine große Mehrheit der Bevölkerung ist gegen die geplante Steuerbefreiung für Atom-

kraftwerke – das zeigt eine repräsentative Emnid-Umfrage im Auftrag von .ausgestrahlt. 

Das gilt selbst für die AnhängerInnen von CDU/CSU (62 % gegen Steuerbefreiung) und für 

die der SPD erst recht (75 % gegen Steuerbefreiung). Sorgen wir dafür, dass die große 

Koalition diesen Mehrheitswillen nun auch umsetzt. 

Mehr als 48.000 Menschen haben mit ihrer Unterschrift bereits gegen das Milliardenge-

schenk an die Atom-Konzerne protestiert. Bist Du schon dabei? 

Flyer, Unterschriftenlisten, Aktionsmaterial und mehr zum selbst aktiv werden, findest Du 

hier: ausgestrahlt.de/brennelementesteuer

Begrüßen Sie diese Steuerentlastung für 
die Betreiber von Atomkraftwerken?
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  NEIN    JA    keine Angabe

Eine Auswahl der tollsten Ideen findest Du 

auf der nächsten Seite.
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Brennelemente-Steuer

Gute Ideen statt 

Steuerbefreiung
Dokumentation | Was man mit 5 Milliarden Euro alles Besseres anstellen 
könnte, als AKW zu subventionieren – eine Auswahl der tollsten Ideen 
bisher ...

„An Stelle der Bundesregie-

rung würde ich in Projekte für 

autofreien Verkehr investie-

ren, in die Sanierung all der 

maroden Schulgebäude land-

auf landab, und vor allem den 

Kommunen was abgeben – die 

navigieren gerade in den 

strukturschwachen Regionen 

alle am Abgrund finanziell.“ 

Inga Bühler, Meldorf

„Ich würde Sozial-

wohnungen bauen 

oder renovieren.“ 

Beate Burger, 

Schwäbisch Hall

„Ich würde bundesweit den Anschub von Ge-

nossenschaftsprojekten im Bereich alternati-

ve Energien und bezahlbare Mieten finanzie-

ren, weil ich der Meinung bin: Energie und 

Wohnen gehört in die Hände der Bürger.“ 

Gisela Pietsch-Marx, Stolberg

„Einen Teil davon würde ich einsetzen, um 

Steuerfahnder einzustellen und Steuer-

CDs zu kaufen. Dann hätte ich noch mehr 

Geld. Damit wiederum würde ich für mehr 

soziale Gerechtigkeit sorgen: Flüchtlinge, 

‚Unterschicht‘, Subventionen für Umwelt-

schutzmaßnahmen.“ 

Alfred Jakobi, Petershagen

„Man könnte damit endlich ausreichend 

Lehrer einstellen.“ 

Dirk Heinemann, Hohe Börde

„Ich würde beispielsweise die Altersarmut 

bekämpfen.“ 

Hildegard Friedeborn, Hann. Münden

„Zwei Stiftungen gründen. Eine würde für den 

Naturschutz interessante Grundstücke kaufen 

und entsprechend verwalten; die andere wür-

de über Natur- und Umweltschutz aufklären 

(‚Volksbildung‘).“ 

Hubert Pomplun, Beetzseeheide

„Den Abbau des 

Sozialstastes 

stoppen!“ 

Jutta Jung, Limburg

„Flächendeckend Tankstellen für Elektroautos 

anbieten. Aufklärungsarbeit bezahlen über 

die ökonomisch und ökologisch unbezahlbare 

und somit unsinnige ‚Endlagerung‘. Debatten, 

Filme und Öffentlichkeitsarbeit unterstützen 

zum Thema ‚lebenswertes Zusammenleben auf 

einer lebenswerten Erde.‘“ 

Joachim Wagner, Husum

„Ich würde die Ursache für die Flucht aus 

den Krisenländern durch einen Marshall-

plan zu lösen versuchen, die Diplomatie in 

diesen Ländern verstärken, damit die Bür-

ger nicht ihre Heimat verlassen müssen! 

Die beste Lösung meiner Meinung nach für 

das Flüchtlingsproblem!“ 

Lieselotte Ahammer, Töging am Inn

Weitere Vorschläge und Kommentare auf ausgestrahlt.de/brennelementesteuer sowie auf Twitter und Facebook unter #5Milliarden



Anti-Atom-Materialien

Brennelemente-Steuer
Keine Steuerbefreiung für Atomkraftwerke!

Auch Atomkraftwerke müssen für ihren Brennstoff Steuern zahlen – die sogenannte Brennele-

mente-Steuer. CDU und CSU aber wollen diese Steuer Ende 2016 abschaffen. Damit würden sie 

den AKW-Betreibern mehr als 5 Milliarden Euro schenken – und die gefährlichen, längst abge-

schriebenen Atommeiler wieder zu richtigen Goldeseln machen.

Was ist die Brennelemente-Steuer? 
Eine Steuer auf den Brennstoff für Atomkraftwer-

ke, auch Kernbrennstoffsteuer genannt. Pro Gramm 

Uran oder Plutonium, die in einem AKW zum Ein-

satz kommen, sind derzeit 145 Euro fällig. 

Was unterscheidet die Brennelemente-
Steuer von anderen Steuern? 
Im Gegensatz zu nahezu allen anderen Steuern 

und Abgaben ist die Brennelemente-Steuer befris-

tet. Schon Ende 2016, gerade einmal sechs Jahre 

nach ihrer Einführung, soll sie wieder abgeschafft 

werden – es sei denn, der Bundestag beschließt, 

sie auch weiterhin zu erheben. 

Wie viel Geld würde die Bundesregie- 
rung den AKW-Betreibern mit der
Abschaffung der Steuer schenken? 
Durchschnittlich etwa 144 Millionen Euro pro Reak- 

tor und Jahr. Geht man von den Laufzeiten aus, 

die das derzeit gültige Atomgesetz den acht noch 

laufenden Atomkraftwerken zugesteht, macht das 

unterm Strich insgesamt mehr als 5  Milliarden 

Euro, welche die AKW-Betreiber durch die Abschaf-

fung der Steuer einstreichen würden. 

Wie begründete die damalige 
schwarz-gelbe Regierungskoalition
die Steuer bei der Einführung? 
Der CDU/CSU-Redner im Bundestag nannte folgen-

de Argumente:

„Die Kernenergie ist eben nicht vom CO2- 

Emissionshandel betroffen und somit gegenüber 

anderen Energieträgern bevorzugt.“ 

„…, weil gerade die Kosten für Endlagerung und 

für den Rückbau der Kernkraftwerke im Wesent- 

lichen vom Steuerzahler in Deutschland getragen 

werden.“ 

„…, weil der Strommarkt mehr Chancengleich-

heit braucht und gerade die großen vier nationa-

len Stromversorger hier einen Wettbewerbsvorteil 

gegenüber vielen kleinen und mittelständischen 

Stromanbietern haben.“ 

Von einer „Steuer“ zu sprechen, sei dabei eigent- 

lich „irreführend“, erläuterte der CDUler: „Es 

handelt sich im Wesentlichen (…) um einen Sub-

ventionsabbau.“ Ziel sei, „die direkte Bevorzugung 

der Kernenergiewirtschaft“ zu beenden.

ate 

en. 

olgen hätte eine Abschaffung 

eiz 

er 

e ausfällt, 

t 

es Abschalten 

 

•	 Keine	Steuerbefreiung	für	Atomkraftwerke!	Die	Brennelemente-Steuer	muss	auch	über

•	 Wer	Atommüll	produziert	hat,	muss	auch	die	kompletten	Kosten	für	dessen	jahrtausendelange	

•	 Die	steuerfreien	Milliarden-Rückstellungen	der	AKW-Betreiber	für	den	Abriss	der	AKW

	 Fonds	überstellt	werden	–	mit	Nachschusspflicht	für	die	Konzerne	bei	künftigen	Kosten-

 

informiert

Unterschriftenliste 
Platz zum Sammeln von jeweils 

14 Unterschriften

_______  A4, zweiseitig – kostenlos  M-305-02

Hintergrund-Info „Brennelemente-Steuer“
Fragen und Antworten zur geplanten 

Steuer-Befreiung für Atomkraftwerke

_______  A5, vierseitig – kostenlos  M-305-04

„Merkel plant“-Klappkarte 

_______  A6, vierseitig – kostenlos  M-305-13

Windschutzscheiben-Kärtchen 
Kärtchen mit Infos zur Brennelemente-

Steuer zum Anklemmen an die Scheiben 

parkender Autos

_______  A8 – kostenlos  M-305-03

„Merkel plant“-Plakat
CDU und CSU wollen die Brennelemente- 

Steuer Ende 2016 abschaffen. Nicht mit uns!

_______  A2 – kostenlos  M-305-12

_______  A3 – kostenlos  M-305-01

Brennelemente-Steuer nicht abschaffen

.ausgestrahlt unterstützt Dich mit Materialien für Dein 
Engagement gegen Atomkraft. Seite heraustrennen, 
ausfüllen, dabei nicht vergessen, auf der Rückseite 
Deine Adresse einzutragen, und per Fax (040 2531-
8944) oder Post senden an: .ausgestrahlt, Marienthaler 
Str. 35, 20535 Hamburg. Oder einfach online bestellen 
unter www.ausgestrahlt.de/shop

.ausgestrahlt-Shop

Atommüll

„Infografik-Faltblatt 
„Der Atommüll-Konflikt“
Illustriert anschaulich den 

Atommüll-Konflikt und warum 

auch die Atommüll-Kommission 

ihn nicht lösen wird. Gefaltet 

auf Briefumschlagformat.

_______  17,6 × 99,3 cm (ausgeklappt) – 1 Euro  V-302-03

Broschüre „Das Atommüll-Desaster“ 
Beispiele des Scheiterns – vom Uran-Bergbau 

über die Urananreicherung, den AKW-

Betrieb, den Abriss von Atomanlagen bis zu 

„Endlager“-Projekten

_______  A4, 24 Seiten – 1 Euro  V-125-16

Flyer „Das Atommüll-Desaster“

_______  DIN lang, sechsseitig – kostenlos  M-302-22

Broschüre „Atommüll – Eine Bestandsaufnahme  
für die Bundesrepublik Deutschland“
Sorgenbericht der Atommüllkonferenz (Hrsg.), 2013

inkl. A1-Plakat „Atommüll-Landkarte“ 

_______  A4, 272 Seiten – 15 Euro  V-124-10

Aufkleber „Gorleben soll leben“ 
wetterfeste PE-Folie (umweltfreundlich)

_______  19 × 5 cm – 1 Euro  V-123-33
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Eine gemeinsame
Aktion mit: 

Keine Steuer-Befreiung für AKW!
Stoppt das Milliardengeschenk an die Atomkonzerne!
Auch Atomkraftwerke müssen für ihren Brennstoff Steuern zahlen – die 
sogenannte Brennelemente-Steuer. CDU und CSU aber wollen diese Steuer  
Ende 2016 abschaffen. Damit würden sie den AKW-Betreibern mehr als  
5 Milliarden Euro schenken. 

Atomkraft verdient keine weiteren Milliardengeschenke! 
Ich fordere von der Bundesregierung: Keine Steuer-Befreiung für AKW!  

Ja

Ja Ja

Ja Ja

Ja
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Anti-Atom-Materialien

Vorname:    _________________________________________________________________________________________________________________

Nachname:  _________________________________________________________________________________________________________________

Straße, Nr.: _________________________________________________________________________________________________________________

PLZ, Ort:                             ___________________________________________________________________________________________________

E-Mail:       _________________________________________________________________________________________________________________

Ich bestelle die Materialien wie eingetragen und bitte um Lieferung an oben angegebene Adresse. Es fallen zusätzlich 4,70 Euro für 

Versand und Verpackung an. Ich überweise nach Erhalt der Lieferung und Rechnung.

Bitte schickt mir regelmäßig kostenlos:	  per Post das .ausgestrahlt-Magazin	  den E-Mail-Newsletter

Datum, Unterschrift:    ______________________________________________________________________________________________________

an .ausgestrahlt, Marienthaler Str. 35, 20535 Hamburg • Fax 040 2531-8944 • www.ausgestrahlt.de/shop

Adresse

UNTER-

SCHRIFT

NICHT 

VERGESSEN!

Sofortausstieg .ausgestrahlt

Flyer
„Der sofortige Atomausstieg ist möglich“

_______  DIN lang, 6-seitig – kostenlos  M-307-06

ausgestrahlt-Magazin Nr. 31
Zum Auslegen und Verteilen

_______  A4, 24 Seiten – kostenlos  M-121-31

Hintergrund-Info „Sofortausstieg“
Fragen und Antworten zur Versorgungs-

sicherheit ohne Atomkraftwerke

_______  A5, vierseitig – kostenlos  M-307-07

Ausstellung 
„Fukushima, Tschernobyl und wir“
15 Plakate (inkl. Türplakat) zu Fakten und 

Folgen der beiden schlimmsten Reaktorunfälle 

bisher. Format A1, 60 × 80 cm

_______  120 Euro Soli-Preis            V-310-01

_______  60 Euro Normal-Preis         V-310-01-2

_______  30 Euro Leider-leider-Preis  V-310-01-3 

Fukushima und Tschernobyl 

Nach der Explosion des Reaktors treibt eine 

erste Wolke radioaktiver Gase und Partikel 

in Richtung Skandinavien. Dort schlagen 

am 27. April 1986 die Messgeräte aus.

Eine zweite Wolke zieht wenig später 

nach Westen. Am 30. April regnet ihre 

strahlende Fracht unter anderem in 

Deutschland und Österreich ab; Bayern 

wird so zur am höchsten kontaminierten 

Zone außerhalb der Sowjetunion. 

Eine dritte Wolke zieht ab dem 1. Mai in 

Richtung Süden. Sie erreicht Griechenland, 

Kleinasien und Nordafrika. Erst 30 Tage nach 

dem Unfall hören die Freisetzungen auf. 

»Das ganze Land Bayern hätte (…) in eine Zone verwandelt 

werden müssen, in der wir alle Schutzanzüge tragen.« 
 

Dr. Georg Burger, Gesellscha� für Strahlenforschung (GSF), 30. Mai 1986

(Ka�a, Tschernobyl, Die Informationslüge)
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350.00030 8.000.000 Cs-137 40%

Bodenkontamination mit radioaktivem 

Cäsium-137 in Europa direkt nach der 

Atomkatastrophe von Tschernobyl und 

Ausbreitung der radioaktiven Wolken

(Kartengrundlage: Europäische Kommission, Atlas of Caesium Deposition on 

Europe After the Chernobyl Accident, 1998; Wolken: www.energy-net.org)

Heimatlose   

Insgesamt werden kurz nach dem Ato-

munfall 350.000 Menschen evakuiert 

oder später umgesiedelt. Anfang 2005 

waren nach Angaben der ukrainischen 

Regierung 89 %  von ihnen krank. 

(SWR, 2014; TORCH, 2006)

letzte Stunden 

Erst am Mittag des 27. April, 30 Stunden 

nach der Explosion des AKW, ordnen  

die Behörden die Evakuierung der  

benachbarten 50.000-EinwohnerInnen-

Stadt Prypjat an – offiziell für ein paar 

Tage. Die BewohnerInnen haben zwei 

Stunden Zeit, eine Handvoll Sachen zu 

packen. Prypjat ist bis heute unbewohn-

bar.  
(SWR, Die Schlacht von Tschernobyl, 2014; TORCH, 2006) 

Strahlende Schweine, 

Wildschweine aus manchen Teilen Süd-

deutschlands sind auch 30  Jahre nach 

dem Super-GAU noch so hoch radioaktiv 

belastet, dass ihr Fleisch nicht zum Ver-

zehr geeignet ist. Gleiches gilt für einige 

andere Nahrungsmittel in der EU.

(TORCH, 2006)

Leben im Fallout

Mehr als 8.000.000 Menschen leben noch 

immer in vom Tschernobyl-Fallout stark 

verstrahlten Gebieten Russlands, Weiß-

russlands und der Ukraine. Sogar die 

Sperrzone, in der o�ziell niemand le-

ben darf, ist nach wie vor bewohnt: An 

die 10.000 Menschen leben dort, immer 

noch oder inzwischen wieder – von den 

Behörden geduldet und ungeachtet der 

nach wie vor gravierenden hohen Strah-

lenbelastung. 
(IPPNW, 2011; TORCH, 2006)

europa kontaminiert

Nur 36 % der Strahlenbelastung durch 

Tschernobyl entfallen auf Russland, 

Weißrussland und die Ukraine, mehr 

als die Häl�e (53 %) verteilt sich auf das 

übrige Europa. Asien bekommt 8 %, Af-

rika 2 % und Amerika 0,3 % ab. 40 % 

von Europa, 3.9 Mio. km2, ist mit mehr 

als 4.000 Bq/m² Cäsium-137 belastet, 

218.000 km2 (2,3 % der Fläche) sogar mit 

mehr als 40.000 Bq/m². Europaweit sind 

600 Millionen Menschen vom radioakti-

ven Fallout aus Tschernobyl betro�en.

»Eine Gefährdung 

besteht nur in einem 

Umkreis von 30 bis 

50 Kilometern um 

den Reaktor herum.«

Friedrich Zimmermann (CSU), Bundes-

innenminister, am 29.4.1986 in der ARD

Forschungsminister Heinz Riesenhuber 

(FDP) 29. April 1986, drei Tage nach 

dem Super-GAU in Tschernobyl, in der 

BILD

»Unsere Reaktoren 

sind absolut sicher.«

FASt PASSIert
Beinahe-Katastrophen in deutschen und europäischen Atomkra�werken

»Letztes Jahr in Biblis haben wir 

sagenhaftes Glück gehabt.«

Lothar Hahn, Reaktorsicherheitsexperte und jahrelang Geschä�sführer der  

halbstaatlichen Gesellscha� für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS), 1988

16. dezember 1987 

AkW biblis A

Die Warnlampe brennt. Ventil o�en, 

heißt das. Trotzdem fährt die Mann-

scha� den Reaktor weiter hoch. Anzei-

ge kaputt, glaubt sie. Auch die zweite 

Schicht ignoriert das rote Licht. Erst die 

dritte erkennt das Problem – und ver-

sucht einen riskanten Trick: Sie ö�net 

ein zweites Ventil. Die Leitung dahinter 

ist für den hohen Druck nicht ausgelegt, 

ein Überdruckventil ö�net sich. Radio-

aktiver Dampf schießt aus dem Sicher-

heitsbehälter. Hätte das Ventil nicht so-

fort wieder geschlossen, hätte der Kern 

seine Kühlung verloren: beste Voraus-

setzungen für eine Kernschmelze. 

25. Juli 2006 

AkW Forsmark 1 (Schweden) 

Nach einem Kurzschluss außerhalb 

des AKW bricht die Stromversorgung 

des Reaktors zusammen. Nur zwei von 

vier Notstromdieseln springen an, die 

Häl�e der Sicherheits- und Notkühl-

systeme fällt aus. Der Kühlwasserstand 

im Reaktor sinkt. Monitore fallen aus. 

Allein dem Zufall ist es zu verdanken, 

dass der Kurzschluss nicht gleich alle 

vier – baugleichen! – Notstromsyste-

me lahm legt. In diesem Fall hätte kein 

frisches Wasser mehr ins Reaktorinne-

re gepumpt werden können – bis zum 

Beginn einer Kernschmelze wären gan-

ze 18 Minuten geblieben. 

4. dezember 2001 

AkW brunsbüttel

Eine Knallgasexplosion zerfetzt zwei-

einhalb Meter einer in den Reaktorkern 

führenden Kühlleitung. Sensoren zei-

gen die Erschütterung an, der Betrei-

ber des AKW aber sperrt lediglich die 

Leitung ab. Erst als die Behörde eine 

Inspektion erzwingt, wird das Scha-

densausmaß deutlich: Die Kontrolleu-

re �nden nur noch Trümmerstücke 

der Leitung. Wäre die Explosion drei 

Meter näher am Reaktordruckbehäl-

ter passiert, hätte dieser Leck schlagen 

können, die Folge: ein „Störfall mit 

Kühlmittelverlust“. Bis zum Super-GAU 

ist es dann nicht mehr weit. 

blitzausfälle

Achtmal führen Blitz oder Sturm zwi-

schen 1977 und 2004 in einem westdeut-

schen Atomkra�werk zum Ausfall wich-

tiger Instrumente, zum gefürchteten 

Not stromfall oder gar, wie am 13. Januar 

1977 im AKW Gundremmingen A, zum 

Totalschaden. 

absturzgefährdet  

Alle acht Atomkra�werke in Deutsch-

land sind nicht gegen den Absturz eines 

großen Passagier�ugzeugs geschützt. 

Selbst in den modernsten Anlagen könn-

te es dann zum Super-GAU kommen: Die 

Schäden wären so groß, dass die hoch-

radioaktiven Brennelemente nicht mehr 

gekühlt werden können. 

baujahr

Das letzte deutsche AKW ging 1982 in 

Bau. Neckarwestheim-2 ist also so alt 

wie die ersten Commodore-C64-Heim-

computer, die anderen Reaktoren sind 

sogar noch älter. Der ständige Neutro-

nenbeschuss macht den Stahl des Reak-

tors spröde, die Gefahr von Rissen steigt. 

Wer behaupten würde, er habe seinen 

C64 auf heutige Standards nachgerüstet, 

würde lauthals ausgelacht – zu Recht! 

Bei Atomkra�werken ist das leider nicht 

so lustig. 

Loch im untergrund

Rund 1.000 Kubikmeter neue Hohlräu-

me wäscht das Grundwasser jedes Jahr 

unter dem AKW Neckarwestheim aus. 

Denn der Reaktor ist auf Kalkgestein 

gebaut. »Eine geologische Zeitbombe«, 

urteilen Experten. Ein Einsturz einer 

solchen Höhle käme einem schweren 

Erdbeben gleich. Auf den Äckern der 

Umgebung sind solche Krater.

meldepflichtige ereignisse

Mehr als 6.000 meldep�ichtige Ereignis-

se in deutschen Atomkra�werken ver-

zeichnen die Behörden seit 1965. Jedes 

Jahr haben einige dieser Störungen das 

Potenzial, zu einem schweren Unfall zu 

führen.

8 8/8 C 64 1.000 m3 6.000

SuPer-GAu

Um 01:23 Uhr gerät die atomare Kettenreaktion in Block 4 des AKW Tschernobyl 

in der Ukraine außer Kontrolle. Der Reaktor explodiert, sein Kern gerät in Brand, 

die hochradioaktiven Brennelemente schmelzen. Keine schützende Hülle hält die 

Strahlung mehr zurück. Die Hitze des Feuers treibt die radioaktiven Partikel und Gase 

hoch in die Atmosphäre, der Fallout verseucht weite Teile Europas und Kleinasiens. 

Tschernobyl, 26. April 1986

12.000.000.000.000.000.000

200
mal so viel Radioaktivität 

frei wie die Atombomben 

von Hiroshima und 

Nagasaki zusammen.

Der Super-GAU von 

Tschernobyl setzt

becquereL 
(TORCH, 2006)

uran, Plutonium, Spaltprodukte 

Der Reaktorkern von Block 4 enthält 

rund 190 Tonnen Uran, Plutonium 

und hochradioaktive Spaltprodukte. 

Ein Drittel davon verstreuen die Explo-

sionen in der näheren Umgebung des 

Kra�werks. Der Rest gerät mit den 1.700 

Tonnen Gra�t in Brand, das die Brenn-

elemente umgibt. 50 Meter hoch schla-

gen die Flammen aus dem Reaktor, die 

Temperatur im Kern steigt auf 2.500 

Grad: Die hochradio aktiven Brennstä-

be schmelzen.
(UNSCEAR, 2000; TORCH, 2006)

explosionen 

Zwei Explosionen zerstören den Reak-

tor, sprengen den 1.400 Tonnen schwe-

ren Deckel des Reaktors in die Lu� und 

schleudern eine radioaktive Wolke neun 

Kilometer hoch in die Atmosphäre. 

(UNSCEAR, 1988; TORCH, 2006)

bauarbeiterInnen

Sechs Monate lang bauen um die  

90.000 Menschen am Sarkophag, der 

den zerstörten Reaktor umhüllt; seit 

Jahren ist er undicht. Der 1,5 Mrd. Euro 

teure Neubau soll, wenn er fertig ist, 

100 Jahre halten. 

(pripyat.com; sarkophag-archiv-forschung.jimdo.com; GRS, 2014; Wikipedia) 

Becquerel (Bq): ist eine Einheit für 

die Radioaktivität bzw. den radio-

aktiven Zerfall eines Sto�es. Sie be-

zeichnet die durchschnittliche Zahl 

der Atomkerne, die pro Sekunde 

zerfallen – und dabei radioaktive 

(ionisierende) Strahlung freisetzen. 

Helikopter

Unmengen von Sand, Bor, Blei und Be-

ton schüttet eine Flotte von 80 Helikop-

tern über dem Reaktorkern ab, um das 

Feuer zu löschen und die Freisetzung ra-

dioaktiven Materials zu stoppen. Doch 

ein Großteil landet daneben, der Brand 

ist erst am 10. Tag unter Kontrolle. 

(SWR, Die Schlacht von Tschernobyl, 2014)

radioaktive Abfälle

In mehr als 30 großen Gräben sind rund 

886.000 Kubikmeter strahlende Über-

reste der Katastropheverscharrt. Tau-

sende von Fahrzeugen, die bei den Ar-

beiten kontaminiert worden sind, rosten 

unter freiem Himmel vor sich hin. 

(http://www.grs.de/29-Jahre-Unfall-Tschernobyl ) 

190 t2
90.000

80 886.000 m3

»Der Ausstieg aus 

der (Kern-)Technik 

ist der Weg von 

Dummköpfen und 

Feiglingen.«

Franz-Josef Strauß, bayerischer Minister-

präsident, Rede auf Volksfest in Trudering, 

2. Juni 1986
(Ka�a, Informationslüge, S. 72)

Foto: chnpp.gov.ua

Foto: IAEA Imagebank

Foto: Sarkophag - Petr Pavlicek IAEA

Mädchen weniger 

Nach Tschernobyl kamen europaweit 

etwa 1 Mio. Mädchen weniger zur Welt, 

als nach der Geburtenstatistik und dem 

normalen Geschlechterverhältnis zu er-

warten gewesen wäre. Insbesondere 

weibliche Embryos sind sehr strahlen-

emp�ndlich. 

zusätzliche krebsfälle 

Bis 2056 sind 240.000 zusätzliche Krebs-

fälle in Europa wegen Tschernobyl zu 

erwarten – die Krebserkrankungen der 

LiquidatorInnen nicht einmal mitge-

rechnet.

Generationen Genschäden

Nur 10% der durch Strahlung verursach-

ten genetische Schäden treten in einer 

Generation auf. Bei einer über die Nord-

halbkugel verteilten Tschernobyl-Kollek-

tivdosis von 600.000 Personensievert sind 

im Laufe von zehn Generationen zwi-

schen 30.000 und 230.000 genetisch ge-

schädigte Menschen zu erwarten, davon 

12.000 bis 83.000 in der Tschernobyl-Re-

gion (Ukraine, Weißrussland, Russland) 

und 18.000 bis 122.000 im restlichen Eu-

ropa.
(IPPNW, Gesundheitliche Folgen von Tschernobyl, 2011)

tote Säuglinge

Um die 5.000 Säuglinge sind europa-

weit nur aufgrund der Strahlenbelastung 

durch Tschernobyl gestorben. Für vie-

le Länder ist eine in den Monaten nach 

Tschernobyl deutlich erhöhte Perinatal-

sterblichkeit (Totgeburten und Säug-

lingstode in den ersten Lebenstagen) 

nachgewiesen, vor allem in stärker belas-

teten Gebieten. 

1 Mio.
10

5.000 240.000

dIe oPFer

»Die Atomindustrie 

kann jedes Jahr  

eine Katastrophe  

wie Tschernobyl  

verkra�en.« 

Hans Blix, Direktor der Internationalen 

Atomenergie-Organisation (IAEA), 1986, 

wenige Monate nach dem Super-GAU

(IPPNW, Gesundheitliche Folgen von Tschernobyl, 2011)

Nicht nur die LiquidatorInnen leiden

Die Strahlung aus Tschernobyl ruiniert das Leben und die Gesundheit 

von Millionen. Am schlimmsten tri� es – neben den LiquidatorInnen 

– die BewohnerInnen der besonders stark verstrahlten Gebiete in 

Weißrussland, Russland und der Ukraine. 

Doch auch im übrigen Europa sind die Schäden gravierend. Krebs- und 

andere Erkrankungen nehmen zum Teil drastisch zu. Daneben sind 

gerade die Allerjüngsten besonders betro�en: In den Monaten nach dem 

Super-GAU ist sowohl die Zahl der Fehlbildungen als auch die Säuglings- 

und Embryonalsterblichkeit europaweit deutlich erhöht. 

  94 % der LiquidatorInnen,

  89 % der Evakuierten und Umgesiedelten, 

 85 % der EinwohnerInnen der radioaktiv 

kontaminierten Gebiete und   79 % der direkt 

oder indirekt von dem Unfall betro�enen Kinder 

gelten nach den Kriterien des Nationalen 

Gesundheitsregisters der Ukraine als  

chronisch krank.

Prof. Dr. Angelina Nyagu,  

ehemalige Leiterin der nationalen Forschungsprogramme zur  

Minimierung der Gesundheitsfolgen der Tschernobyl-Katastrophe  

in der Ukraine und ehemaligen UdSSR, 2006

 beine  

Küken mit drei Beinen kommen nach 

Tschernobyl ebenso zur Welt wie Fer-

kel ohne Augen, Kaninchen ohne Bei-

ne, Schafe ohne Fell oder mit nur einem 

Auge, Fohlen mit fehlenden Hautpartien 

und  Ziegenlämmer mit Korkenzieherbei-

nen oder o�enem Bauch: In ganz Europa 

steigt die Zahl der Fehlbildungen auch 

bei Tieren deutlich an. Bei den beson-

ders strahlenemp�ndlichen Ziegen mel-

den einige Züchter bis zu 40 % Verluste 

an Jungtieren. In Bayern und auf Korsika 

– relativ stark vom radioaktiven Fallout 

kontaminierten Gebieten – kommt es zu 

Fehl- und Frühgeburten bei Kühen.
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Denkmal für die Opfer der 

Tschernobyl-Katastrophe auf dem 

Moskauer Mitino-Friedhof

Foto: picture-alliance / dpa

ZukunFt krebS
Der lange Schatten der Atomkatastrophe von Fukushima

Früher haben die Kinder jede freie 

Minute im Garten oder auf dem 

Bolzplatz gespielt – jetzt dürfen sie 

wegen der Strahlung nur noch eine 

halbe Stunde pro Tag draußen sein.

Kayo Oyama, Mutter eines Sohnes aus Furukashima bei Date,  

80 km vom AKW entfernt

(Tetsch, Fukushima 360°, 2014)

Millionen von JapanerInnen sind aufgrund des Super-GAUs jahrzehn-

telang radioaktiver Strahlung ausgesetzt. Über belastete Nahrungsmittel  

gelangt diese auch in den Körper, wo sie besonders viel Schaden anrich-

ten kann. Selbst die Vereinten Nationen rechnen mit vielen Tausend 

zusätz lichen Krebserkrankungen und -toten. 

Zu den am schnellsten au�retenden Strahlenfolgen nach einem Atom-

unfall zählt Schilddrüsenkrebs bei Kindern. Rings um Fukushima steigt 

diese Erkrankungsrate bereits wenige Jahre später stark an – ein alarmie-

rendes Zeichen. 

Niemand 60.000 115
1/1251× „Es ist unwahrscheinlich, 

dass die Schilddrüsenkrebs-

fälle, die in der Präfektur 

Fukushima entdeckt wur-

den, durch den Unfall im 

Atomkra�werk verursacht 

wurden.“ 
 

Präfektur Fukushima, 2015

Q: IPPNW, www.fukushima-desaster.de 08.09.2015

mit Jodtabletten

Wenn sie rechtzeitig eingenommen wer-

den, können Jodtabletten die Schilddrüse 

kurzzeitig vor radioaktivem Jod schüt-

zen. Von den  Hunderttausenden Bewoh-

nerInnen der Gebiete, über die die radio-

aktive Wolke hinwegzog, nahm aber so 

gut wie keiner welche ein. Viele erfuh-

ren überhaupt erst nach Stunden von der 

Wolke und vom Super-GAU gleich ne-

benan. Und ausgegeben wurden Jodtab-

letten bloß an EvakuierungshelferInnen.

(Q: Frenzel, Tschernobyl und Fukushima, 2014)

krebstote

Innerhalb von 80 Jahren ist nach Anga-

ben der IPPNW mit 75.000 bis 120.000 

Krebserkrankungen in Japan aufgrund 

des Super-GAUs zu rechnen; jede zweite 

davon wird voraussichtlich tödlich ver-

laufen. Die Schätzung basiert auf Anga-

ben mehrerer internationaler Forscher-

teams zur Höhe der Bodenkontamination 

sowie Messergebnissen des japanischen 

Gesundheitsministeriums zur Strahlen-

belastung von Nahrungsmitteln und be-

rücksichtigt zudem aktuelle Erkenntnisse 

zum Krebsrisiko durch Radioaktivität. 

Q: IPPNW, Gesundheitliche Folgen von Fukushima, Update 2015(Q: Frenzel, 

Tschernobyl und Fukushima, 2014)

kinder mit Schilddrüsenkrebs

Nach Reihenuntersuchungen in der Prä-

fektur Fukushima mussten bis Herbst 

2015 bereits 115 Kinder wegen metasta-

sierten oder stark wachsenden Krebsge-

schwüren in ihren Schilddrüsen operiert 

werden, bei weiteren 37 bestand akuter 

Krebsverdacht. Jeden Monat kommen 

weitere hinzu, die Neuerkrankungsrate ist 

– Stand November 2015 – etwa zehnfach 

erhöht. Hunderttausende sind, obwohl 

ebenfalls vom radioaktiven Fallout be-

troffen, erst gar nicht in die Untersuchung 

eingeschlossen – denn außerhalb der Prä-

fektur finden keine Untersuchungen statt. 

Q: IPPNW, Gesundheitliche Folgen von Fukushima, Update 2015

stark verstrahlt

Jeder 12. der 25.000 Arbeiter, die von 

März 2011 bis Oktober 2012 im AKW 

Fukushima eingesetzt waren, hat nach 

Angaben des AKW-Betreibers TEPCO 

dabei mehr als 100 Millisievert abbe-

kommen, etwa ein Dutzend sogar mehr 

als 250 Millisievert. Ärzteorganisationen 

wie die IPPNW empfehlen eine maxima-

le Dosis von 0,3 Millisievert pro Jahr. 

(Q: IPPNW, Gesundheitliche Folgen von Fukushima, Update 

2015)

krebs aus dem Pazifik 

71 junge US-SoldatInnen, die von März 

bis Mai 2011 auf dem Flugzeugträger 

USS Ronald Reagan im Pazi�k vor der 

japanische Küste im Einsatz waren, sind 

Anfang 2014 schwer erkrankt. 51 davon 

leiden an verschiedenen Krebsarten, un-

ter anderem Hodenkrebs, Hirntumore 

und Leukämie. Das Schi� war mit insge-

samt 5.000 Männern und Frauen besetzt. 

(Q: heise.de, 9.1.2014)

Bildunterschrift: Was passiert auf dem Bild, wo 

ist es und wann ist es? 

Ratium facessit et etus, sed ulla ducidunt, et fuga. 

Et plaborum nos volor ariat quam voleni utat.

Optatur sit et eos dolorpos et labore poritat.

Ed ut quaeprori asit dolorporiam, nimoditatur 

sam auta dellanto et ommo dellupt aturemq ua-

temporro te volorest et volupta consequatur, ut 

od min exernamus.

Info-Broschüre „Fukushima und Tschernobyl“

Fragen und Antworten zu den beiden 

bisher größten Atomkatastrophen

_______  A6, 40 Seiten – 40 Cent  (ab 10

	     Exemplare: 30 Cent/Stck.)  V-125-12

Ankündigungsplakat für die Ausstellung

Mit Freifläche für einen Überkleber mit Zeit 

und Ort Deiner Ausstellung

_______  A2 – kostenlos M-310-11

_______  A3 – kostenlos M-310-04
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talien gehörte zu den ersten Ländern 

mit Atomkraftwerken überhaupt. Es war 

Gründungsmitglied der Internationalen 

Atomenergie-Organisation IAEO und der euro-

päischen Atomgemeinschaft EURATOM. 1966 

trat es bereits als drittgrößter Atomstrompro-

duzent nach den USA und England hervor; der 

270-MW-Druckwasserreaktor in Trino Vercellese 

war bei seiner Inbetriebnahme 1964 das leis-

tungsfähigste AKW der Welt. Insgesamt gingen 

in Italien vier AKW ans Netz, die aber nie mehr 

als 5 Prozent des Strombedarfs deckten. Drei in 

Bau befindliche AKW wurden nie fertiggestellt. 

Daneben gibt beziehungsweise gab es sechs 

weniger bekannte, an Forschungseinrichtungen 

angegliederte Reaktoren, deren Geschichte im-

mer recht geheimnisumwittert blieb – etwa die 

des Forschungsreaktors RTS-1 „Galileo Galilei“ 

des Centro Interforze Studi per le Applicazioni 

Militari („… für militärische Anwendungen“) 

bei Pisa, wo selbst die Abriss- und Dekontami-

nierungsarbeiten seit mehr als 25 Jahren nur 

streng geheim vonstatten gehen.  

Super-GAU bringt Ausstieg

Die Atom-Katastrophe von Tschernobyl 

führte in Italien ein Jahr später zu einem lan-

desweiten Referendum über die Atomfrage. 

Mehr als 80 Prozent sprachen sich dabei gegen 

Atomenergie aus. Dazu muss man wissen, dass 

schon mehr als fünf Jahre vor Tschernobyl die 

Anti-Atom-Bewegung in Italien massiven Zu-

lauf bekommen hatte. Damals sollten acht neue 

AKW gebaut werden, die Pläne führten insbe-

sondere zwischen 1982 und 1985 im ganzen 

Land zu großen Demonstrationen, vor allem in 

den Standortregionen. Die Vorhaben wurden 

nach dem Volksentscheid aufgegeben. 

2003 kam es er-

neut zu massiven Anti-

Atom-Protesten, auch diesmal 

mit Erfolg: Es gelang, die Pläne für ein 

Atommüll-Lager in der Basilikata zu kippen. 

Die Berlusconi-Regierung jedoch schuf 

2009 dann gesetzliche Grundlagen für einen 

Wiedereinstieg in die Atomkraft. Die Pläne 

für mindestens vier neue AKW lagen bereits 

auf dem Tisch. Erneut sammelte sich die Anti-

Atom-Bewegung, 2011 kam es wieder zu einer 

Volksabstimmung. Und just wenige Wochen zu-

vor explodierten die Reaktoren im japanischen 

Fukushima. Der Super-GAU dort war sicher mit 

ein Grund für die große Wahlbeteiligung und 

das eindeutige Ergebnis: 94 Prozent stimmten 

gegen einen Wiedereinstieg in die Atomkraft. 

Trotzdem ist die Atom-Gefahr noch nicht 

für alle Zeiten gebannt. Man muss immer wach-

sam bleiben. Schon wenige Jahre nach dem 

Referendum von 1987 etwa versuchten einige 

Regierungen, die Atomkraft in Nacht-und-Ne-

bel-Aktionen handstreichartig wieder einzufüh-

ren, auf Druck der Mafia oder von Lobbys. Der 

Regierung Berlusconi ist es 2010 fast gelungen, 

die Rückkehr der Atomkraft durchzusetzen. 

Deshalb mahnt die RNA, sich trotz des „Sieges“ 

von 2011 nicht zurückzulehnen: Die Lobbys und 

die starken Kräfte, denen die italienische Poli-

tik unterworfen ist, werden nicht noch einmal 

25 Jahre warten, um erneut zu versuchen, ihre 

nuklearen Pläne umzusetzen.  

Leider ist die Debatte über Atomkraft der-

zeit völlig verstummt. Es ist, als ob sich nach 

dem erfolgreichen Re-

ferendum 2011 alles wie 

durch Zauberhand aufgelöst habe. Die 

Anti-Atom-, Energiewende- und Umweltbewe-

gung ist dramatisch geschwächt, weil unter-

schiedliche politische Strömungen versuchen, 

ihre jeweiligen Interessen darin durchzusetzen. 

Die Niederlage beim jüngsten Referendum über 

die Erdöl-Förderung, bei dem nicht mal jeder 

Dritte überhaupt zur Wahl ging, ist da ein gu-

tes Beispiel. Man kann nicht immer auf Unglücke 

zählen, damit die Menschen die Augen aufma-

chen und vernünftige Entscheidungen treffen – 

mehr Bewusstsein und Entschlossenheit tun not. 

Ausbau der Erneuerbaren

In den letzten Jahren hat die Strompro-

duktion aus erneuerbaren Energien deutlich 

zugenommen. Fotovoltaik etwa spielte noch 

2010 kaum eine Rolle; 2014 hatte sie bereits 

einen Anteil von 7 %  am Strommix. Zusam-

men mit Windkraft (5 %), Biomasse (6 %) und 

Geothermie (2 %) sowie der in Italien schon 

seit Langem vielgenutzten Wasserkraft (18 %) 

deckten die Erneuerbaren damit 2014 bereits 

37,5 % des Stromverbrauchs. 29 % des Stroms 

stammten aus Gaskraftwerken, die gut auf die 

fluktuierende Einspeisung erneuerbarer Energi-

en reagieren können.  

Massimo Greco, 

Rete Nazionale Antinucleare

www.nonukes.it

I        

Hintergrund | Tschernobyl bringt 

den Ausstieg, Fukushima verhin-

dert den Wiedereinstieg

Atomkraft 

in Italien
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Fachkongress zu Gesundheits-Folgen

Um die wissenschaftliche Aufbereitung der Folgen des 

Mehrfach-GAUs von Fukushima geht es vom 26. bis 28. 

Februar beim Fukushima-Kongress der Ärzteorganisation 

IPPNW und .ausgestrahlt im Berliner Kongress-Zentrum 

„Urania“. .ausgestrahlt ist mit einem gut besuchten Info-

stand und einem Vortrag vertreten. Eindrücke vom Kon-

gress unter: www.tschernobylkongress.de

Ausstellung, Broschüre,  

Großplakat, Kinospot
Mehr als 100 Mal ist oder war die .ausge-

strahlt-Ausstellung „Fukushima, Tschernobyl 

und wir“ (siehe Seite 20) schon zu sehen, in 

Kultur- und Gemeindezentren, Bibliotheken 

und Schulen. Die .ausgestrahlt-Broschüre zum 

Thema muss binnen weniger Wochen drei Mal 

nachgedruckt werden. Spots in Kinos und Groß-

plakate erinnern daran, dass auch in Deutsch-

land noch immer acht AKW laufen.

www.ausgestrahlt.de/jahrestage2016

Nie wieder  

Super-GAU
Mahnwachen in mehr als 200 Städten erinnern 

Anfang März an die Katastrophe in Fukushima 

vor fünf Jahren. Tausende fordern, die AKW 

endlich abzuschalten – damit es nie wieder 

zu einem Super-GAU kommt. Unzählige Ver-

anstaltungen machen das Atom-Risiko überall 

zum Thema. In Neckarwestheim, Kiel, Berlin 

und Antwerpen gibt es größere Demonstratio-

nen. .ausgestrahlt hatte dazu aufgerufen, die 

Tage rund um den 11. März zu „NIE WIEDER-

Wochen“ zu machen, stellt Infos und Material 

zur Verfügung und informiert – etwa in Neckar-

westheim – über das geplante Milliardenge-

schenk an die AKW-Betreiber: den Erlass der 

Brennelemente-Steuer. Mahnwache in Dannenberg, 6. März 2016

Demo vorm AKW Gundremmingen, 23. April

Tschernobyl ist nicht vergessen
Auch rund um den 30. Jahrestag der Katastrophe von Tschernobyl gehen  

Tausende AtomkraftgegnerInnen auf die Straße, unter anderem bei De-

monstrationen in Brokdorf, Lüttich, Ahaus, bei Schacht Konrad, in Biblis, 

Gundremmingen, Landshut, in Fessenheim und auf den Brücken am Ober-

rhein sowie bei Mahnwachen und Veranstaltungen bundesweit.
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Keine halben Sachen
Gegen einen kleinen „Risikoaufschlag“ will die 

Atom-Finanz-Kommission die AKW-Betreiber 

aus der finanziellen Verantwortung für ihren 

Atommüll entlassen. Bei der Übergabe des 

Kommissionsberichts fordern .ausgestrahlt und 

Umweltinstitut München: „Keine halben Sa-

chen – volle Nachhaftung für Atomkonzerne“. 

Hintergrund-Artikel auf Seite 12/13, Grafik auf 

Seite 24. Aktualisierte Fragen und Antworten 

unter: www.ausgestrahlt.de/badbank

Mit Trickfilm und Film gegen Tricks
Hoffnung auf ein Steuergeschenk von mehr als 5 Milliarden Euro machen sich der-

zeit Eon, RWE und EnBW – Ende des Jahres soll die Brennelemente-Steuer wegfallen. 

Mehr als 50.000 Menschen haben dagegen bereits unterschrieben. Damit es noch 

mehr werden, hat .ausgestrahlt ein Erklär-Video produziert. Außerdem wollen wir 

wissen: Was würdest DU mit 5 Milliarden Euro tun? Mehr dazu auf den Seiten 16–18 

sowie – inklusive beider Filme – unter:

www.ausgestrahlt.de/brennelementesteuer

Schadensverursacher, nicht Geschädigte
Entschädigung für entgangene Gewinne wollen sich Eon, RWE und Vat-

tenfall per Verfassungsbeschwerde erstreiten, weil die Regierung nach 

Fukushima die Laufzeitverlängerung zurücknahm. Zum Verhandlungs-

auftakt in Karlsruhe am 15. März wehen medienwirksam Anti-Atom-

Fahnen vor dem Gericht. „Eon, RWE und Vattenfall sind keine Geschä-

digten, sondern Schadensverursacher. Schaden entsteht nicht durch 

das Abschalten von Reaktoren, sondern durch ihren Betrieb!“, urteilt 

.ausgestrahlt.

www.ausgestrahlt.de/blog/2016/03/16/vom-recht-abzuschalten
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Protest vorm Bundesverfassungsgericht am 15. März

Protest gegen Billig-Ablass für Atomkonzerne am 27. April
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Demo am AKW Brokdorf, 24. April
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www.ausgestrahlt.de/foerdern

„Ich unterstütze .ausgestrahlt, 

weil der Ausstieg aus der Atom-

energie einen verdammt langen 

Atem, Kompetenz und Power 

braucht.“
Anita Idel, Feldatal


